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Die Deutsche Stiftung Friedensforschung, 
kurz DSF, wurde im Oktober 2000 durch 

die Bundesrepublik Deutschland gegründet. 
Die Geschäftsstelle der DSF befindet sich in der 
Friedensstadt Osnabrück. Die DSF ist eine Stif-
tung bürgerlichen Rechts und als gemeinnützig 
im Sinne der Abgabenordnung anerkannt. Die 
Hauptaufgabe der Stiftung liegt in der For-
schungsförderung. Vor allem wissenschaftliche 
Vorhaben und strukturelle Entwicklungen im 
Feld der Friedens- und Konfliktforschung wer-
den unterstützt. Die DSF sieht gemäß §2 der 
Stiftungssatzung ihren Auftrag darin „die Frie-
densforschung ihrer außen- und sicherheitspo-
litischen Bedeutung gemäß insbesondere in 
Deutschland dauerhaft zu stärken und zu ihrer 
politischen und finanziellen Unabhängigkeit 
beizutragen“.  

Da die DSF keine eigenen Forschungstätigkei-
ten verfolgt, steht sie als Vermittlerin zwischen 
der Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und der 
Politik. Die DSF richtet fachwissenschaftliche 
und öffentliche Tagungen zu aktuellen Themen-
feldern der Friedens- und Konfliktforschung aus. 
Mit der Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses und wissenschaftlicher Vernetzungen 
trägt die DSF wesentlich zur Fortentwicklung 
des Forschungsfeldes bei. Über diese Wege und 
die stiftungseigene Kommunikation gibt sie im-
mer wieder Impulse in das Forschungsfeld. 
 
Evaluation der DSF durch  
den Wissenschaftsrat  

Die große Herausforderung im Jahr 2018 war 
die Evaluation der DSF und des gesamten For-
schungsfeldes der Friedens- und Konfliktfor-
schung durch den Wissenschaftsrat. Der Wissen-
schaftsrat ist eine gemeinsam von Bund und 
Ländern getragene Beratungskommission für 
die Weiterentwicklung des Wissenschaftssys-
tems. Er untersucht regelmäßig Ausschnitte des 
deutschen Wissenschaftssystems und seine we-
sentlichen Strukturmerkmale. Den Anstoß für 

die Strukturbegutachtung gab der Beschluss 
des Deutschen Bundestages „Dem Frieden ver-
pflichtet – Friedens- und Konfliktforschung stär-
ken“ aus Januar 2017. Die Erhebungen und Ge-
spräche der durch den Wissenschaftsrat einge-
setzten Arbeitsgruppe konnten bis zum Jahres-
ende 2018 abgeschlossen werden. Die Ergeb-
nisse des Evaluationsprozesses und die daraus 
hervorgehenden Empfehlungen werden Mitte 
Juli 2019 der Öffentlichkeit vorgestellt. 
 
Reorganisation  
der Geschäftsstelle 

Die DSF nutzte einen personellen Wechsel in 
der Geschäftsstelle für die Restrukturierung der 
Arbeitsbereiche mit dem Ziel, die Kernaufgaben 
der Kommunikation in einer neu zu besetzen-
den Stelle zu bündeln. Damit will die Stiftung 
den veränderten Anforderungen im Kommuni-
kationsbereich besser gerecht werden sowie ih-
re Vernetzung und Sichtbarkeit erhöhen.  

Des Weiteren forcierte die DSF ihre Vorbereitun-
gen, das Verfahren für die Antragstellung zu ver-
einfachen. Neue Anträge auf Projektförderung 
sind ab 2019 nur noch in einer digitalen Fassung 
einzureichen. Hierfür wurde die Website der 
Stiftung umgestaltet und entsprechende Berei-
che bzw. Formulare angelegt.
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Das Förderkonzept der Stiftung umfasst un-
terschiedliche Projektformate, die sich in 

insgesamt vier Kategorien unterteilen: 

- Forschungsprojekte 
- Wissenschaftliche Tagungen 
- Wissenschaftliche Vernetzungs-  

und Transferprojekte 
-Ausnahmeprojekte

Für die Finanzierung des Förderkonzeptes steht 
ein jährlicher Mindestbetrag in Höhe von 
650 Tsd. Euro zur Verfügung.

Förderangebote der Stiftung

Geförderte Projekte 2018  

Für die Projektförderung wurden insgesamt 912 
Tsd. Euro bereitgestellt, 668 Tsd. Euro in der offe-
nen Förderung, 244 Tsd. Euro für die Förderlinie 

„Neue Technologien“. Die folgende Darstellung 
zeigt die Verteilung der bereitgestellten Mittel 
auf die einzelnen Förderformate: 

Forschungsprojekte 
Offene Förderung  
499 Tsd. Euro 
Thematische Förderung 
228 Tsd. Euro

Wissenschaftliche  
Tagungen 
Offene Förderung  
99 Tsd. Euro 
Thematische Förderung  
16 Tsd. Euro

Wissenschaftliche  
Vernetzungs- und 
Transferprojekte 
Offene Förderung  
30 Tsd. Euro 

Ausnahmeprojekte 
Offene Förderung  
40 Tsd. Euro

In das Förderbudget für das Jahr 2018 fielen 
erstmalig drei Antragstermine, zu denen eine 
Einreichung von Anträgen auf Forschungspro-
jektförderung erfolgen konnte. Die für die För-
derung von Forschungsprojekten üblichen bei-
den Termine (die offene Grundförderung) sowie 
ein zusätzlicher Antragstermin für die im Vorjahr 
beschlossene thematische Förderlinie „Neue 

Technologien: Risiken und Chancen für interna-
tionale Sicherheit und Frieden“ im Februar 
2018. Insgesamt gingen 21 Anträge auf Projekt-
förderung bei der DSF ein. Das Antragsvolumen 
belief sich auf rund 1,64 Mio. Euro. Hiervon ent-
fielen 14 Anträge (1,25 Mio. Euro) auf die offene 
und sieben (393 Tsd. Euro) auf die thematische 
Förderung.



Forschungsprojekte in der offenen Förderung
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Die Stiftung konnte 2018 in der Kategorie For-
schungsprojekte aus einer Vielzahl eingereich-
ter wissenschaftlicher Projekte auswählen. Ins-
gesamt wurden 14 Anträge auf Projektförde-
rung in das Begutachtungs- und Entschei-
dungsverfahren der DSF aufgenommen. Das 
Gesamtvolumen der eingereichten Vorhaben 
belief sich auf rund 1,25 Mio. Euro. Auf der 
Grundlage externer Fachgutachten bewilligte 

die Stiftung Fördermittel in einer Gesamthöhe 
von 499 Tsd. Euro für 9 Forschungsvorhaben. 
Darunter befanden sich erstmalig drei Post-Doc 
Projekte, die gezielt die wissenschaftliche Quali-
fizierung von Nachwuchskräften unterstützen 
sollen, sowie ein Standardprojekt. Damit wurde 
das Förderbudget für die offene Förderung (500 
Tsd. Euro) in vollem Umfang ausgeschöpft.

STANDARDPROJEKT

Antragstermin Nov ‘17 
Frauen, Flucht – und Frieden? Friedensfördernde Praktiken von Frauen in Flüchtlingslagern 
JProf. Dr. Ulrike Krause, Universität Osnabrück, Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle 
Studien (IMIS) und Institut für Sozialwissenschaften (IfS), Universität Osnabrück 

POST-DOC PROJEKTE

Antragstermin Nov ‘17 
Ein öffentlicher Friedensprozess? Kooperationsoffenlegungen in den Friedensverhandlungen 
in Kolumbien und Nordirland 
Dr. Joana Amaral, Zentrum für Konfliktforschung, Philipps-Universität Marburg

Antragstermin Nov ‘17 
Das Besitzverbot biologischer Waffen – eine Norm des Völkergewohnheitsrechts 
Dr. Una Jakob, Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung,  
Frankfurt a.M.

Antragstermin Nov ‘17 
Zwangsmigration in Afrika: Interessenvertretung und Politische Herausforderungen 
Dr. Franzisca Zanker, Arnold Bergstraesser Institut, Freiburg

Geförderte Projekte im Bewilligungszeitraum 2018
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PROJEKTLEITUNG  
Prof. Dr. Ulrike Krause  
INSTITUTION 
Institut für Migrationsforschung und  
Interkulturelle Studien (IMIS) und Institut  
für Sozialwissenschaften (IfS),  
Universität Osnabrück  
FÖRDERSUMME 
100 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 24 Monate 

 

Flucht aus gewaltsamen Konflikten markiert 
den wohl deutlichsten Versuch von Men-

schen, konfliktbedingte Gewalt zu verlassen 
und in Frieden zu leben. Jedoch ist eben dieser 
Wert von Frieden für Geflüchtete wissenschaft-
lich vernachlässigt. Bisher legen Studien zum 
Nexus von Konflikt und Flucht einen Fokus auf 
Gewalt und zeigen, dass konfliktbedingte Ge-
walt zur Flucht beiträgt und in Aufnahmesitua-
tionen Geflüchteter anhält, wovon Frauen in be-
sonderem Maße betroffen sein können. Deut-
lich wird dies etwa in Flüchtlingslagern in Län-
dern im Globalen Süden wie Kakuma im Nord-
westen Kenias. Das 1992 gegründete Lager be-
herbergt etwa 160 000 Menschen, die aus Kon-
flikten unter anderem im Südsudan, in Somalia 

und der Demokrati schen Republik Kongo geflo-
hen und wegen anhaltender Unsicherheit nicht 
an Herkunftsorte repatriieren können. Obwohl 
solche Lager Geflüchteten Schutz bieten sollen, 
bleiben Gefahren zumeist prävalent. Doch wel-
che Rolle spielt Frieden? In der Forschung wird 
Frieden bislang primär als Bedingung für die 
Rückkehr der Menschen an Herkunftsorte redu-
ziert, nicht aber als mögliches Handlungsmotiv 
Geflüchteter und speziell geflüchteter Frauen 
betrachtet.  

Zu diesem Feld möchte dieses Forschungspro-
jekt beitragen. Das Projekt verknüpft friedens- 
und fluchtwissenschaftliche Diskurse, erweitert 
den Konflikt-Flucht-Nexus um eine interdepen-
dente Verbindung mit Frieden und versteht 
konfliktbedingte Flüchtlingslager als friedensre-
levante Postkonfliktsituationen. Der Fokus auf 
Frauen ist bedeutsam, da Frauen in Konflikt und 
Flüchtlingssituationen nach wie vor häufig vor-
rangig als Opfer von Gewalt und daher unter ei-
ner gewissen Passivität abgebildet werden, wo-
hingegen das Projekt ihr Handlungsvermögen 
in den Mittelpunkt rückt. Anhand eines Agency-
Fokus im Sinne des ‚local turn‘ der kritischen 
Friedensforschung sowie empirischer For-
schung mit Fallstudie in Kakuma und einem 
qualitativen Mehrmethodenansatz werden drei 
Ziele verfolgt.  
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Das Luftbild zeigt einen  
Teil des Kakuma- 
Flüchtlingslagers in Kenia.



Erstens und grundlegend für die Forschung soll 
erhoben werden, welche Bedeutungen geflüch-
tete Frauen Frieden zumessen und wie sie Frie-
den verstehen. Das Projekt setzt also keine fest-
stehende Friedensdefinition voraus, sondern 
geht explorativ vor, um gemäß dem local turn 
die ‚lokalen‘ Wissensbestände und folglich die 
Auffassungen geflüchteter Frauen von Frieden 
zu erfassen. Zwar erscheint es im Postkonflikt 
naheliegend, Frieden als Beilegung von Konflik-
ten zu verstehen. Allerdings leben die meisten 
Menschen seit Jahren in Kakuma, viele sind dort 
geboren, was ihre Ansichten geprägt hat. Daher 
ist es möglich, dass manche Frauen alternative 
Friedensdeutungen haben, die für das Projekt 
einschneidend sind. Denn die Friedensansich-
ten, der an der Forschung teilnehmenden Frau-
en gelten als Grundlage, um zweitens zu erfor-
schen, wie sie sich für Frieden in ihrem Verständ-
nis einsetzen möchten. Diese Praktiken, in und 
aus dem Flüchtlingslager heraus, können sich 
auf friedvolle Verhältnisse sowohl in ihrem un-

mittelbaren Umfeld im Lager als auch auf das 
Geschehen in Herkunftsregionen richten. Die 
Praktiken werden nicht auf momenthafte Reak-
tionen beschränkt, sondern vielmehr eingebet-
tet in einem Prozess verstanden, für den Frieden 
das handlungsleitende Motiv darstellt. Drittens 
wird untersucht, welche Möglichkeiten und 
Grenzen die Frauen in ihrem Friedenshandeln 
erfahren oder selbst sehen.  

Zur Untersuchung der Friedensansichten und -
handlungen bedient sich das Projekt der Agen-
cy-Theorie von Ruth Lister (2004). Der Fokus auf 
Handlungsvermögen marginalisierter 
Akteur*innen in restriktiven Umfeldern ermög-
licht dem Projekt, alltägliche, persönliche, kol-
lektive und politische Praktiken geflüchteter 
Frauen zu eruieren, die friedensrelevant sind. So 
wird der Blick nicht nur auf öffentliche (und da-
her rasch ‚sichtbare‘) Handlungen wie etwa Pro-
teste gelegt, sondern auch zukunftsorientierte 
und ‚unterschwelligen‘ Friedenspraktiken mit 
Einflüssen berücksichtigt, die die Frauen mögli-
cherweise als Teil ihres Alltags wahrnehmen. 

Mit dem Fokus auf Frieden und Flucht widmet 
sich das Forschungsprojekt einem hochaktuel-
len Feld, das nicht nur wissenschaftlich, sondern 
auch gesellschaftlich relevant ist. Ergebnisse 
werden mit humanitären und politischen Ak-
teur*innen diskutiert, um sie auch über wissen-
schaftliche Debatten hinaus fruchtbar zu ma-
chen, das Verständnis geflüchteter Frauen als 
handlungsmächtige Akteur*innen zu fördern 
und ihre Rolle für Frieden sichtbarzumachen.
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Kenia. Alltag im Kakuma-Flüchtlings-
lager und Kalobeyei-Siedlung.

Kenia. Schreiben an der Wand des InZone  
Cafés im Kakuma Camp I.



 
PROJEKTLEITUNG UND -BEARBEITUNG 
Dr. Joana Amaral 
INSTITUTION 
Zentrum für Konfliktforschung,  
Philipps-Universität Marburg 
FÖRDERSUMME 
121 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Post-Doc Projekt, 24 Monate 
 

Friedensverhandlungen finden üblicherwei-
se zwischen den Repräsentant*innen der 

einzelnen Gemeinschaften während eines Kon-
flikts, oftmals im Geheimen und unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt. Die Geheimhal-
tung soll die Sichtbarkeit des Friedensprozesses 
niedrig halten und so den Teilhaber*innen da-
bei helfen, offener miteinander zu sprechen und 
einfacher eine gemeinsame Basis zu finden. Im 
Fall der Israel-Palästina Verhandlungen der Os-
lo-Akkorde war die Geheimhaltung essentiell 
für den Verhandlungsprozess. Die Repräsen-
tant*innen beider Seiten konnten mithilfe die-
ser Diskretion einerseits vor Gegner*innen des 
Friedensprozesses und andererseits vor Enthül-
lungen durch die Medien geschützt werden. 
Trotz allem zieht dieses Stillschweigen negative 
Konsequenzen für den Frieden nach sich.  

Anhand des derzeitigen Wissenstands lässt sich 
feststellen, dass Friedensverhandlungen unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit weniger Akzep-
tanz durch die Gesellschaft erfahren. Einherge-
hend mit diesem Typus der Verhandlung formt 
sich ein oftmals gegensätzlicher, in einigen Fäl-
len sogar feindseliger, öffentlicher Diskurs. Die-
ses Verhalten kann eine Aussöhnung (reconci-
liation) erschweren. Bedeutend ist jedoch, dass 
diese Geheimhaltung den positiven Fortschritt, 
der durch einvernehmliche Entscheidungen 

und gegenseitige Zugeständnisse während der 
Verhandlungen, erst am Ende mit der Öffent-
lichkeit geteilt werden. 

Während in der Forschung bisher Kenntnisse 
über den negativen Einfluss von Verhandlungs-
geheimhaltung bekannt sind, wissen wir nur 
wenig über die Art und Weise wie Friedensver-
handlungen transparenter gestaltet werden 
können. Um diese Forschungslücke zu schlie-
ßen, ist das Ziel des Forschungsprojektes, he-
rauszufinden, warum zwischenparteiliche Ab-
sprachen in den Friedensverhandlungen der Öf-
fentlichkeit mitgeteilt werden und warum nicht. 
Zwei Fälle werden anhand ihrer Unterschiede 
im Umgang mit den Veröffentlichungen wäh-
rend der Friedensverhandlungen untersucht: 
Zum einen die Verhandlungen in Kolumbien 
zwischen der Santos-Regierung und den Revo-
lutionary Armed Forces of Colombia (FARC) 
(2012-2016) und zum anderen die Mehrpartei-
en Good-Friday Agreement (GFA) Verhandlun-
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gen in Nordirland (1996-1998). Obwohl beide 
Verhandlungen unter dem Friedensverhand-
lungsprinzip „Nichts ist vereinbart, bis alles ver-
einbart ist“1 gehalten wurden, war der Fort-
schritt in Havana für die Öffentlichkeit um eini-
ges überschaubarer als in den GFA Verhandlun-
gen. Bei den Havana Verhandlungen wurden 
Übereinkünfte, die im Verlauf getroffen wurden, 
mit der Öffentlichkeit geteilt. Im Gegensatz da-
zu wurde während der GFA Verhandlungen kein 
Fortschritt öffentlich mitgeteilt bis eine Über-
einkunft in 1998 erreicht wurde. Daher können 
in einem Vergleich der beiden Fälle mehr Daten 
über die Motivationen hinter der Offen- bzw. 
Nichtoffenlegung von Kooperationen und an-
deren Komplexitäten gewonnen werden. 

Warum oder warum nicht Inhalte öffentlich ge-
teilt wurden, wird dieses Forschungsvorhaben 
untersuchen, sowie welche Arten von koopera-
tivem Verhandlungsverhalten (z.B. Zugeständ-
nisse machen und Konsens zu kleineren The-
men finden) dazu führten. Ebenfalls wird unter-
sucht zu welchem Zeitpunkt im Verhandlungs-
prozess die Veröffentlichungen erfolgten. Zwei 

Datenarten werden gesammelt und betrachtet: 
Zum einen Dokumente, die den Verhandlungs-
prozess in der ersten Person beschreiben, wie 
beispielsweise offizielle Dokumente und Me-
moiren von Verhandlungsteilnehmer*innen 
und Nachrichtenartikel aus lokalen Zeitungen. 
Zum anderen Interviews mit Politiker*innen, die 
an den Verhandlungen teilgenommen hatten, 
mit Mitgliedern der Mediationsteams und mit 
Journalisten, die über die Verhandlungen be-
richtet hatten. 

Die Erkenntnisse der Forschung werden zu der 
Debatte innerhalb der Friedensmediationspra-
xis und der wissenschaftlichen Literatur beitra-
gen, ob und wie Verhandlungen offener, und in-
klusiver sein können. Friedensmediatoren sol-
len informiert werden, wann die Notwendigkeit 
der Geheimhaltung besteht und zu welchem 
Zeitpunkt Informationen mit der Öffentlichkeit-
geteilt werden können. Schlussendlich kann 
dies die Manipulation der öffentlichen Meinung 
vorbeugen und dabei helfen, die gesellschaftli-
che Aussöhnung während der Friedensver-
handlungen voranzubringen. 

Der Fokus des Projekts auf die Offenlegung von 
Kooperation ist ein innovativer Ansatz im For-
schungsfeld der Friedensverhandlungen. Wäh-
rend bisherige Forschung danach strebte, die 
Vorteile und Nachteile der Geheimhaltung zu 
verstehen, legt diese Forschung den Fokus auf 
die Motivationen von Repräsentant*innen, den 
Fortschritt und die Kooperation innerhalb der 
Verhandlungen zu veröffentlichen.
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PROJEKTLEITUNG UND -BEARBEITUNG 
Dr. Una Jakob 
INSTITUTION 
Leibniz-Institut Hessische Stiftung  
Friedens- und Konfliktforschung,  
Frankfurt a.M. 
FÖRDERSUMME 
127 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Post-Doc Projekt, 30 Monate 
 

Wie viele andere Vertragswerke der klassi-
schen Rüstungskontrolle befindet sich 

auch das Biowaffen-Übereinkommen (BWÜ), 
das den Besitz biologischer Waffen verbietet, in 
einer Krise. Diese schränkt die Handlungsfähig-
keit der Mitgliedsstaaten im zugehörigen Re-
gime ein und reduziert die Effektivität der ver-
traglich verankerten Biowaffenkontrolle. Gleich-
zeitig könnten diverse biotechnologische und 
politische Entwicklungen dazu beitragen, dass 
die Norm gegen den Biowaffenbesitz langfristig 
geschwächt wird und das Interesse an biologi-
schen Waffen steigt. Um die biologische Abrüs-
tung zu erhalten und zu stärken, muss daher 
präventiv auch nach Optionen jenseits des BWÜ 
und des internationalen Vertragsrechts gesucht 
werden. 

Das Projekt geht deshalb der Frage nach, ob das 
Besitzverbot für biologische Waffen als völker-
gewohnheitsrechtliche Norm zu betrachten ist. 
Diese Forschungsfrage wird interdisziplinär aus 
politikwissenschaftlicher und völkerrechtlicher 
Perspektive verfolgt. So können Erkenntnisse 
der konstruktivistischen Normenforschung und 
sozialwissenschaftliche Forschungsmethoden 
für die empirische Untersuchung einer mögli-
chen völkergewohnheitsrechtlichen Norm ver-
wendet werden. Eine gewohnheitsrechtliche 
Norm gegen den Biowaffenbesitz könnte das 
BWÜ-Regime stärken, böte der internationalen 

Staatengemeinschaft eine breitere Handlungs-
grundlage bei vermuteten oder erwiesenen Ver-
stößen gegen diese Norm gerade auch gegen-
über Nichtmitgliedern des BWÜ, und sie könnte 
bei künftigen Verhandlungen in diesem Politik-
feld eine Handlungsmaßgabe darstellen. Eine 
solche Norm wäre also aus friedenswissen-
schaftlicher Perspektive erstrebenswert. 

Im Projekt wird zunächst in einem induktiven 
Vorgehen die Staatenpraxis bezüglich des Bio-
waffenbesitzes systematisch erhoben und do-
kumentiert. Zudem wird untersucht, ob eine be-
gleitende Rechtsüberzeugung (opinio juris) 
identifiziert werden kann, ob also jene beiden 
Elemente vorliegen, die gemeinhin als konstitu-
tiv für eine völkergewohnheitsrechtliche Norm 
gelten. Untersucht werden jene Staaten, die 
sich für die Feststellung einer solchen Norm und 
gegen den Besitz biologischer Waffen beson-
ders aussprechen. Damit sind vor allem Staaten 
gemeint, in denen die technischen und politi-
schen Rahmenbedingungen für die Aufnahme 
eines offensiven Biowaffenprogramms bereits 
einmal vorlagen oder vorliegen könnten. Für 
diese Staaten werden systematisch einschlägi-
ge Daten zum Beispiel zu ihrer BWÜ-Mitglied-
schaft und zu ihrem Abstimmungsverhalten in 
den Vereinten Nationen (VN), Sekundärquellen 
beispielsweise zu offensiven Biowaffenpro-
grammen sowie nationale und internationale 
Rechtsprechungen und Ge setzgebungen analy-
siert. Für die Untersuchung der opinio juris wird 
zudem eine computer gestützte qualitative In-
haltsanalyse von Statements im Kontext des 
BWÜ und der VN durchgeführt.  

Es ist davon auszugehen, dass die Untersu-
chung der Staatenpraxis den Biowaffenverzicht 
als vorherrschendes Handlungsmuster ergeben 
wird. Ob auch eine begleitende Rechtsüberzeu-
gung zu identifizieren sein wird, ist dagegen ei-
ne offene Frage. Verschiedene Erkenntnisse 
werden von der Projektarbeit erwartet: 
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- ob von einer völkergewohn -
heitsrechtlichen Norm gegen den Biowaf-
fenbesitz auszugehen ist,  

- ob die Existenz einer solchen Norm zur 
Stärkung der Biowaffenkontrolle beitragen 
kann und  

- ob allgemeiner das Völkergewohnheits-
recht als politi sches Instrument Stärkungs-
möglichkeiten für die multilaterale Rüs-
tungskontrolle bietet.  

Sollte sich dies bestätigen, und sollten die Er-
gebnisse auf eine gewohnheitsrechtliche Norm 
gegen den Biowaffenbesitz hinweisen, können 
Handlungsempfehlungen formuliert werden, 
die auf eine offizielle Feststellung, etwa durch 
eine Entscheidung oder ein Gutachten des In-
ternationalen Gerichtshofs, hinarbeiten. An-
dernfalls könnte in der Politikberatung darauf 
hingewirkt werden, dass Staaten ihre Rechts-
überzeugung bezüglich eines solchen Besitz-
verbots reflektieren und kommunizieren, um ei-
nen Entstehungsprozess einer völkergewohn -
heitsrechtlichen Norm gegen den Biowaffenbe-
sitz zu unterstützen.
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PROJEKTLEITUNG UND -BEARBEITUNG 
Dr. Franzisca Zanker 
INSTITUTION 
Arnold-Bergstraesser-Institut für  
kulturwissenschaftliche Forschung,  
Freiburg 
FÖRDERSUMME 
150 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Post-Doc Projekt, 24 Monate 
 

Der im Umgang mit Geflüchteten und die 
,Fluchtursachenbekämpfung‘ sind in 

Deutschland und in Europa bekanntlich ein bri-
santes Thema. Auch auf unserem afrikanischen 
Nachbarkontinent nimmt Migrationspolitik ei-
nen hohen politischen und sozialen Stellenwert 
ein. Trotz der steigenden Aufmerksamkeit ge-
genüber (afrikanischer) Migration sind viele As-
pekte der Migrationsgovernance noch weitge-
hend unerforscht. Das betrifft insbesondere den 
Umgang einzelner afrikanischer Staaten mit Mi-
grationsfragen: Welche Themen prägen diesen 
Umgang, welche Interessenvertreter*innen wir-
ken dabei mit oder streben dies an, und wie ist 
das Zusammenspiel verschiedener Formen von 
Migration (Emigration, Immigration und 
Zwangsmigration)? Dies sind Kernthemen für 
das neue Projekt Displacement in Africa: Stake-
holders and Politics of Migration Governance. 
Zentrales Bestreben ist es, die empirische Lücke 
zur Flüchtlingspolitik in afrikanischen Ländern 
zu adressieren, und einen theoretischen Bogen 
zwischen Friedens-, Konflikt- und Migrationsfor-
schung zu spannen, basierend auf einem me-
thodisch innovativen intra- und überregiona-
lem Vergleichsdesign. 

Das Forschungsprojekt verfolgt drei Fragestel-
lungen in den vier afrikanischen Ländern Süd-
sudan, Uganda, Simbabwe und Südafrika: Ers-
tens, welche politischen Interessen gibt es in Be-

zug auf Migrationsgovernance und welche Aus-
wirkungen haben diese auf den gesellschaftli-
chen Diskurs? Zweitens, wer sind die verschiede-
nen Interessenvertreter*innen und welchen Ein-
fluss nehmen sie auf die Migrationsgovernance? 
Drittens, wie werden die politischen Interessen 
innerhalb der Migrationsgovernance durch ver-
schiedene Arten von Interventionen beein-
flusst? Da sich die Migrationsgovernance auf ei-
ner transnationalen Ebene abspielt, sind neben 
Regierungsvertreter*innen auch internationale 
oder regionale Organisationen wie die Europäi-
sche Union, die Intergovernmental Authority on 
Development (IGAD) im Horn von Afrika, oder 
die Internationale Organisation für Migration 
(IOM) von Bedeutung. Außerdem spielen nicht-
staatliche Akteur*innen eine wichtige Rolle in 
der informellen Migrationsgovernance. Die Di-
versität der Akteure und der Ebenen für Inter-
ventionen werden in diesem Projekt als intern 
und extern konzipiert, sowie als staatlich und 
nichtstattlich. 

Theoretisch wird eine Verbindung aus Migrati-
ons- und Konfliktforschung angestrebt. Insbe-
sondere Debatten über Friedensförderung er-
weitern unser Verständnis der politischen Di-
mension von Migration: Erstens baut Migrati-
onsgovernance ähnlich der Friedensförderung 
auf einem komplexen Zusammenspiel von di-
versen Akteuren auf. Dies hebt unter anderem 
auch die politische Handlungsfähigkeit von 
nichtstaatlichen Akteuren hervor. Zweitens kön-
nen wir die Idee der Intervention (externe und 
interne) als heuristisches Werkzeug nutzen, um 
zwischen unterschiedlichen politischen Auswir-
kungen zu differenzieren, die die unterschiedli-
chen Ebenen von Migrationsgovernance an-
nehmen können. Darauf aufbauend betrachtet 
das Projekt die verschiedenen Interessenvertre-
tungen (staatliche und nichtstaatliche), die bei 
der strategischen Entwicklung von Migrations-
governance beteiligt sind, sowie deren Rollen 
und Arten von Einflussnahme. Somit nimmt das 
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Projekt eine mehrstufige Perspektive an, um 
zwischen diesen verschiedenen Arten von 
Handlungsebenen (extern und intern) und Ak-
teuren (staatlich und nichtstaatlich) zu differen-
zieren.  

Während der Fokus des Forschungsprojektes 
auf Zwangsmigration liegt, werden dabei ande-
re Formen von Migration mitbedacht. Auf per-
sönlicher Ebene ist es oftmals unmöglich, eine 
harte Trennung zwischen erzwungener und 
freiwilliger Migration zu ziehen; tatsächlich 
kann sich dies über den Migrationsverlauf än-
dern. Trotzdem bleibt eine Unterscheidung ins-
besondere im Hinblick auf den Schutzstatus re-
levant. Deswegen versteht dieses Projekt 
Zwangsmigration als nur eine Form der Migrati-
on, die zusammen mit anderen Arten wie regu-
lärer und irregulärer Auswanderung und Ein-
wanderung analysiert werden muss, um Instru-
mentalisierungsbestrebungen darstellen zu 
können.  

Das Projekt betrachtet nicht nur verschiedene 
Formen von Migration, sondern auch die vier 

Länder in ihren jeweiligen transnationalen Kon-
texten. Dieses Forschungsdesign erlaubt einen 
Vergleich zwischen Aufnahme- und Herkunfts-
ländern, zwischen unterschiedlichen Konfliktar-
ten, und schließlich zwischen regionalen Unter-
schieden im Osten und Süden Afrikas.  

Die Herangehensweise dieses Projektes ist qua-
litativ, basierend auf einer Mischung aus Sekun-
därforschung im Südsudan und in Simbabwe, 
sowie auf Feldforschung in Uganda und Südafri-
ka mit dem Einsatz von Interviews und Fokus-
gruppen. Um partizipative Forschung zu er-
möglichen und Ungleichheiten in der Wissens-
produktion zu reduzieren, wird das Projekt teil-
weise in enger Kooperation mit afrikanischen 
Forscher*innen durchgeführt werden.  

Durch die hohe sozialpolitische Relevanz des 
Themas sind neben wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen auch policy-relevante Kurzbe-
richte zu den vier Ländern geplant. Damit sollen 
die komplexen Herausforderungen innerhalb 
der jeweiligen Migrationsgovernance auch in 
Deutschland an Sichtbarkeit gewinnen.
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mapchart.net.



Im Rahmen der thematischen Förderlinie för-
derte die Stiftung vier Projekte mit einem För-
dervolumen von 244 Tsd. Euro. Die Bewilligung 

erfolgte für zwei Standardprojekte, eine Pilot-
studie und eine Tagung. Im Anschluss an die 
Übersicht werden die Projekte kurz vorgestellt.
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STANDARDPROJEKTE

Antragstermin Feb ‘18 
Algorithmen und Künstliche Intelligenz als Game Changer?  
Moderne Waffensysteme zwischen Erwartung und Wirklichkeit 
Dr. Christian Alwardt & Prof. Dr. Götz Neuneck, Institut für Friedensforschung  
und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg (IFSH)

Antragstermin Feb ‘18 
Vorbeugende Rüstungskontrolle für kleine und sehr kleine Flugzeuge und Flugkörper 
Prof. Dr. Dieter Suter, Technische Universität Dortmund, Experimentelle Physik III

PILOTSTUDIE

Antragstermin Feb ‘18 
Konflikte aus der Anwendung von Gene Drives? Eine Untersuchung zur Sondierung  
ihres Potenzials und möglicher Folgewirkungen 
Dr. Gunnar Jeremias, Universität Hamburg, CFvW-Zentrum für Naturwissenchaft  
und Friedensforschung

INTERNATIONALE WISSENSCHAFTLICHE TAGUNG

Neue Technologien als Problem und Hilfe in der Verifikation, 
Frankfurt a. M., 21. bis 22. September 2018 
Dr. Niklas Schörnig, Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung,  
Frankfurt a. M.

Geförderte Projekte in der thematischen Förderung 

Geförderte Projekte der thematischen Förderlinie
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PROJEKTLEITUNG  
Dr. Christian Alwardt und  
Herrn Prof. Dr. Götz Neuneck 
INSTITUTION 
Institut für Friedensforschung  
und Sicherheitspolitik an der  
Universität Hamburg (IFSH) 
FÖRDERSUMME 
97 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt (Förderlinie), 12 Monate 
 

Die rasanten Entwicklungsfortschritte in 
den Informationstechnologien und die da-

mit einhergehenden Kapazitäten zur Datenpro-
zessierung und -übertragung haben neue tech-
nologische Trends wie Automatisierung, Vernet-
zung und das Forschungsfeld der Künstlichen 
Intelligenz (KI) aufkommen lassen. Obwohl mo-
derne Computer- und Kommunikationshard-
ware weiterhin die entscheidende Grundvo-
raussetzung für diese Entwicklungen darstellen, 
können softwaretechnologische Fortschritte, 
basierend auf Algorithmen, Programmcodes 
und Dateninformationen, als mittlerweile we-
sentliche Treiber für diese Technologietrends 

angesehen werden. Dies hat Einfluss auf Berei-
che wie beispielsweise Maschinenlernen, Big 
Data oder Mustererkennung, die stark im kom-
merziellen Sektor vorangetrieben werden. Auch 
im militärischen Bereich ist in einigen Staaten 
eine zunehmende Adaption dieser Trends zu 
beobachten (Dual-Use-Problematik), sowohl 
auf der Planungsebene als auch bei der Ent-
wicklung und Beschaffung moderner Waffen-
systeme. 

Softwaretechnologien entfalten somit einen zu-
nehmenden Einfluss in der Kriegführung; aber 
handelt es sich bei Ihnen auch um einen ,Game 
Changer‘, also einen kohärenten Technologie-
schub, der Elemente der Kriegführung revolu-
tionieren kann? International herrscht bisher 
weder im zivilen noch militärischen Bereich ein 
Konsens darüber, was genau diese Technologie-
trends bedeuten werden und wie sie exakt zu 
umschreiben sind. Das hat unter anderem zur 
Folge, dass staatliche Schlüsselakteure mit die-
sen Technologietrends teils stark abweichende 
militärische Fähigkeiten und Anwendungen as-
soziieren und unterschiedliche Erwartungen an 
die militärischen Potenziale und Wirkungsmög-
lichkeiten formulieren. Die Forschung steht hier 
erst am Anfang und erfolgt bisher vor allem un-

ter disziplinären Gesichtspunkten. 
Wissenschaftlich bislang kaum 
untersucht sind der Einfluss von 
Softwaretechnologien auf die mo-
derne Kriegführung, ihr Anteil an 
resultierenden sicherheitspoliti-
schen Implikationen und die Rüs-
tungskontrollmöglichkeiten. Die-
se bisher fehlenden Kenntnisse 
hemmen den sicherheitspoliti-
schen Diskurs sowie internationa-
le Verhandlungen zur Regulierung 
moderner Waffensysteme und zur 
Einhegung damit verbundener si-
cherheitspolitischer Risiken. 
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Mit der Erarbeitung notwendi-
ger Grundlagen, der Schärfung 
bisherigen Wissens und der Dis-
kussion weiterführender Ansät-
ze will dieses Forschungsvorha-
ben aushelfen, die angespro-
chene Forschungslücke zu 
schließen. Die Originalität und 
wissenschaftliche Relevanz des 
Vorhabens liegt dabei in dem 
wissenschaftlichen Fokus auf 
Softwaretechnologien sowie 
der gleichzeitigen interdiszipli-
nären Ausrichtung und Praxis-
orientierung der zugrundlie-
genden Untersuchungen begründet. Dieses 
verspricht eine wegbereitende explorative Ar-
beit in Hinblick auf die Problemstellung, die 
weitere Forschung sowie den internationalen 
Diskurs um moderne Waffensysteme und deren 
Regulierung voranzubringen. 

Die methodische Grundlegung der Arbeit rich-
tet sich am explorativen Charakter des For-
schungsvorhabens aus und verfolgt einen inter-
disziplinären Ansatz, mit dem Ziel disziplinäre 
Forschung zu verzahnen, hierauf aufbauende 
fächerübergreifende Analysen zu ermöglichen 
und anwendungsorientierte Erkenntnisse zu er-
langen. Hierfür untergliedert sich das For-
schungsvorhaben in zwei disziplinäre For-
schungsanteile (eine naturwissenschaftliche 
Technologieanalyse und eine sozialwissen-
schaftliche qualitative Inhaltsanalyse) sowie ei-
nen interdisziplinären Forschungsanteil.  

In den zwei disziplinären Forschungsanteilen 
wird es zunächst darum gehen, sowohl einen 
Überblick über den Stand der Forschung und 
Entwicklung im Feld der Softwaretechnologie 
und der hiermit verknüpften Fähigkeiten zu er-
halten, als auch die damit möglicherweise ver-
bundenen militärischen Potenziale zukünftiger 
moderner Waffensysteme einzuschätzen. Ande-
rerseits soll eine Vorstellung erarbeitet werden, 
wohin sich der sicherheitspolitische Diskurs um 
Automatisierung, Vernetzung und KI mit Bezug 

auf moderne Waffensysteme derzeit bewegt 
und welche militärischen Potenziale und An-
wendungen sich Schlüsselstaaten und Militärs 
diesbezüglich erhoffen beziehungsweise zule-
gen wollen. Auf Basis einer Zusammenführung 
und interdisziplinären Auswertung dieser Er-
gebnisse soll das gemeinsame Verständnis von 
Technologietrends und resultierender militäri-
scher Potenziale vertieft, die Erarbeitung inter-
disziplinärer Arbeitsdefinitionen und Begriffe 
unterstützt und die wissenschaftliche Untersu-
chung des Einflusses von Softwaretechnologien 
auf die moderne Kriegführung und die interna-
tionale Sicherheit vorangetrieben werden.  

Die so erwarteten Forschungsergebnisse sollen 
im Rahmen eines abschließenden Experten-
workshops sowohl validiert als auch vertieft dis-
kutiert werden. Sie werden als Fundament für 
die weitere Rüstungskontrollforschung dienen 
und einen hilfreichen Ausgangspunkt für den 
weiteren Diskurs und internationale Verhand-
lungen um die Rüstungskontrolle moderner 
Waffensysteme darstellen. Die Ergebnisse die-
ses interdisziplinären und praxisorientierten 
Forschungsvorhabens werden publiziert und 
bilden auch die Grundlage für ein Policy-Papier, 
das sich an politische Entscheidungsträger*in-
nen und die Fachöffentlichkeit richten und so-
mit auch eine unmittelbare Bedeutung für die 
friedenswissenschaftliche Politikberatung ent-
falten wird.

19

©
 A

LT
M

A
N

N
/P

IX
A

BA
Y



 
PROJEKTLEITUNG  
Prof. Dr. Dieter Suter und  
Dr. Jürgen Altmann 
INSTITUTION 
Experimentelle Physik III,  
Technische Universität Dortmund 
FÖRDERSUMME 
91 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt (Förderlinie), 24 Monate 
 

Bewaffnete unbemannte Luftfahrzeuge 
(englisch ,Unmanned Air Vehicles‘, kurz 

UAVs) werden in einer steigenden Anzahl von 
Ländern eingeführt. Neue Technologien und 
Fortschritte in den Naturwissenschaften ermög-
lichen auch den Bau von kleinen und sehr klei-
nen bewaffneten UAVs, was in der militärischen 
Forschung und Entwicklung aktiv verfolgt wird. 
Trotz geringer Nutzlast könnten sie militärisch 
relevanten Schaden bewirken: Durch hohe Prä-
zision, gezielte Angriffe auf Schwachstellen so-
wie den Einsatz in Schwärmen. Parallel dazu be-
steht ein Trend zur Miniaturisierung von Flug-
körpern. Erste Modelle unterhalb einer Masse 
von einem Kilogramm werden bereits statio-
niert. Prinzipiell könnten zukünftig UAVs und 
Flugkörper mit einem Millimeter Größe und da-
runter gebaut werden.

Verglichen mit herkömmlichen bewaffneten 
UAVs und Flugkörpern versprechen kleine und 
sehr kleine Systeme zusätzliche militärische Vor-
teile: Aufgrund der geringen Größe sind sie 
schwer zu entdecken. Zwischen den Einsätzen 
können sie leicht versteckt werden. Der Nach-
weis, dass jemand für einen Angriff verantwort-
lich ist, wird erheblich erschwert. Sie könnten in 
Massen zu geringen Kosten hergestellt und in 
großen Schwärmen eingesetzt werden. Mit die-
sen Eigenschaften wären sie auch ein ideales In-
strument für Terroristen. Es ist zu befürchten, 
dass wie schon bei herkömmlichen Systemen 
ein Wettrüsten entsteht. Bewaffnete UAVs und 
Flugkörper könnten auch neue Möglichkeiten 
für Überraschungsangriffe bieten und damit die 
militärische Situation zwischen potentiellen 
Gegner*innen destabilisieren. 

Um derartige Gefahren zu vermeiden, könnten 
solche Systeme präventiv begrenzt werden. Für 
politische Entscheidungen über eventuelle Be-
schränkungen oder Verbote ist fundiertes na-
turwissenschaftlich-technisches sowie interdis-
ziplinäres Wissen essentiell: Zunächst über die 
zu erwartenden technischen Eigenschaften 
(beispielsweise Größe, Nutzlast, Geschwindig-
keit, Reichweite, Schädigungsart), mit Schluss-
folgerungen zu möglichen Einsatzszenarien, die 
Auswirkungen auf militärische Stabilität und in-
ternationale Sicherheit und schließlich über 
mögliche Methoden der Begrenzung und Verifi-
kation. Die präventive Rüstungskontrolle dieser 
Systeme wurde bislang nur allgemein erforscht, 
ohne neuere Entwicklungen einzubeziehen. 
Das Forschungsprojekt der DSF hat drei Ziele, 
die in interdisziplinärer Arbeit mit einem starken 
naturwissenschaftlich-technischen Anteil er-
reicht werden sollen. 

Ziel 1: Überblick über den Status von Stationie-
rung, Entwicklung und Forschung von kleinen be-
waffneten UAVs und kleinen Flugkörpern 
Anhand von Datenbanken, wissenschaftlichen 
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Veröffentlichungen sowie Internet-Publikatio-
nen werden weltweit stationierte und einge-
setzte kleine bewaffnete UAVs und kleine Flug-
körper aufgelistet. Ebenso im Hinblick auf unbe-
waffnete Systeme, die mit Waffen ausgestattet 
oder als Waffe benutzt werden könnten. Die Ak-
tivitäten nichtstaatlicher Akteure werden eben-
falls berücksichtigt. Die Forschungs- und Ent-
wicklungsbestrebungen werden – soweit mit 
öffentlichen Quellen zugänglich – zusammen-
gestellt. Schwärme und Gegenmaßnahmen 
werden ebenfalls betrachtet. 

Ziel 2: Abschätzung der Eigenschaften zukünftiger 
kleiner bewaffneter UAVs und Flugkörper 
Anhand der erkannten Forschungs- und Ent-
wicklungsbestrebungen sowie von Plänen und 
Voraussagen werden die in den nächsten fünf 
bis zehn und zehn bis zwanzig Jahren zu erwar-
tenden Eigenschaften und Fähigkeiten dieser 
Systeme erforscht. Sowohl technische als auch 
militärisch-operative Aspekte werden dabei in 
den Blick genommen. Betrachtet werden Ein-
schränkungen durch den absehbaren techni-
schen Stand (beispielsweise bei der Energiever-
sorgung) oder durch grundlegende Naturgeset-
ze (zum Beispiel bei der Aerodynamik). Schwär-
me werden nur in begrenztem Umfang unter-
sucht, der größere Forschungsanteil gilt den Ge-
genmaßnahmen.

Ziel 3: Kleine bewaffnete UAVs und Flugkörper im 
Rahmen präventiver Rüstungskontrolle 
Kleine bewaffnete UAVs und kleine Flugkörper 
werden unter den Standardkriterien der präven-
tiven Rüstungskontrolle untersucht. Die ver-
schiedenen unter Ziel 1 gefundenen und unter 
Ziel 2 als plausibel eingeschätzten Systeme wer-
den unter folgenden Aspekten beurteilt: 

Bestehende oder vorgesehene Rüstungskon-
trollverträge; Kriegsvölkerrecht; Massenvernich-
tungswaffen; Militärische Stabilität zwischen 
möglichen Gegnern; Wettrüsten; Weiterverbrei-
tung; Gesundheit, Umwelt, nachhaltige Ent-
wicklung; gesellschaftliche und politische Sys-
teme; gesellschaftliche Infrastruktur. 

Es wird erwartet, dass für einen oder mehrere 
dieser Aspekte erhebliche Gefahren gefunden 
werden. Daher werden systematisch Möglich-
keiten für Beschränkungen oder Verbote be-
trachtet, unter Berücksichtigung der verschie-
denen Arten (zum Beispiel Größe, Nutzlast, Ge-
schwindigkeit, Waffenwirkung) sowie ziviler, kri-
mineller oder terroristischer Nutzung. Verifikati-
onsmittel und -methoden werden konzipiert 
und unter verschiedenen Aspekten bewertet. 
Dazu zählt eine ausreichende Gewissheit der 
Einhaltung, eine ausreichende Wahrscheinlich-
keit der Entdeckung relevanter Verstöße, die Mi-
nimierung negativer Auswirkungen auf zivile 
Nutzung und die Begrenzung der militärischen 
und zivilen Aufdringlichkeit.
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PROJEKTLEITUNG  
Dr. Gunnar Jeremias und Dr. Bernd Giese 
INSTITUTION 
CFvW-Zentrum für naturwissen- 
schaftliche Friedensforschung  
der Universität Hamburg 
FÖRDERSUMME 
40 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Pilotstudie (Förderlinie), 12 Monate 
 

Chancen und Risiken der modernen Biotech-
nologie sind bereits seit vielen Jahren im-

mer wieder Gegenstand auch in der breiten Öf-
fentlichkeit ausgetragener Debatten. Häufig 
ging es dabei um Bedenken zur Lebensmittelsi-
cherheit oder ökologische Probleme, die durch 
die Freisetzung gentechnisch veränderter Orga-
nismen (zumeist Nutzpflanzen) entstehen 
könnten. Diese Auseinandersetzungen lassen 
sich sicherlich ebenso als Konflikte beschreiben, 
wie die Folgen der sozioökonomischen Verän-
derungen, die in einer Reihe von Gesellschaften 
mit der Etablierung von auf gentechnisch ver-
änderte Organismen (GVO) ausgerichteten An-
baumethoden einhergingen (Fuchs und Glaab, 
2011). In Biowaffenprogrammen und der biolo-
gischen Verteidigungsforschung, steht die An-
wendung gentechnischer Methoden in einem 
offensichtlichen Zusammenhang mit potenziel-
len (militärischen oder terroristischen) Konflik-
ten.  

Im hier beschriebenen Projekt soll eine weitere 
neue Methode der modernen Biotechnologie 
auf ihr Konfliktpotenzial hin untersucht werden: 
Die sogenannten Gene Drives. Gene Drives be-
wirken, dass sich genetische Merkmale unter 
Umgehung der Mendel‘schen Vererbungsge-
setze in Arten, die sich geschlechtlich fortpflan-
zen, durchsetzen (sie funktionieren also nicht 

bei Bakterien oder Viren). Das heißt im Unter-
schied zu den GVOs, die bisher in einer Reihe 
von Ländern in der Landwirtschaft eingesetzt 
werden, ist nicht die Eindämmung, sondern die 
Weiterverbreitung der veränderten Merkmale 
der technischen Zielsetzung der Methode. Be-
reits in den neunziger Jahren des letzten Jahr-
hunderts wurde vorgeschlagen, sogenannte 
‚egoistische Gene‘ zur Verbreitung bestimmter 
Eigenschaften in Populationen zu nutzen (Has-
tings, 1994) und dies in Fruchtfliegen auch bald 
darauf umgesetzt (Carareto et al., 1997). Im De-
zember 2014 konnte der Vollzug gemeldet wer-
den: Erstmals wurde ein CRISPR/Cas-basierter 
Gene Drive in einer Laborpopulation von 
Fruchtfliegen erfolgreich aktiviert und erreichte 
eine Übertragungsrate von 95 Prozent (Gantz et 
al., 2015; Gantz und Bier, 2016).  

Bislang wurden Gene Drives ausschließlich im 
Labor aktiviert; darüber, wie schnell Freilandver-
suche folgen sollen, wird mit zunehmender In-
tensität – und von Seiten möglicher 
Anwender*innen auch mit wachsender Unge-
duld – diskutiert. Bill Gates, dessen Stiftung zu 
den Hauptförderer*innen von Gene Drive-For-
schung zählt, ging 2016 in einer optimistischen 
Prognose davon aus, dass die Technologieent-
wicklung nur noch zwei Jahre benötige, um für 
erste Freisetzungen reif zu sein, mit denen das 
Potenzial von Gene Drives zur Bekämpfung von 
Malaria getestet werden kann (Regalado, 2017). 
Dabei handelt es sich nicht nur um ein in der 
breiten Öffentlichkeit vermutlich akzeptiertes 
Ziel: Moskitos sind mit ihrer raschen Generatio-
nenfolge auch besonders geeignet für den Ein-
satz von Gene Drives, da die Gesamtpopulation 
schnell erreicht wird – anders als in Populatio-
nen mit langsamerer Generationenfolge, wie 
beispielsweise dem Menschen. Als weiteres An-
wendungsgebiet wird häufig die Bekämpfung 
von invasiven Arten, wie beispielsweise Ratten 
in Neuseeland, genannt.  
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Problemstellung: Darstellung des Projekts 
und Fragestellung(en) 
Neben den erwarteten Nutzenpotenzialen kön-
nen eine Reihe von Aspekten der Entwicklung 
und der Freilassung von Gene Drives Folgen ha-
ben, die auf unterschiedlichen Ebenen Konflikt-
potenziale bergen. Die Fragen nach möglichen 
Anwendungsgebieten, den ökologischen Fol-
gen und der Möglichkeit von Eindämmungsme-
chanismen sind ebenso komplex, wie die Pro-
bleme der Regulierung auf nationaler und mul-
tilateraler Ebene. Fragen der Verantwortung (in-
klusive der ethischen Verantwortbarkeit des 
Nichthandelns) und Haftung müssen geklärt 
werden – insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass sich Gene Drives nicht an Ländergrenzen 
halten werden und schon bei der Ausbreitung 
,gutgemeinter‘ Effekte verschiedene nationale 
Strategien und Rechtssysteme miteinander in 
Konflikt geraten könnten, ganz zu schweigen 
davon, dass es auch denkbar ist, Gene Drives zu 
feindseligen Zwecken, also als Biowaffe, einzu-
setzen. In diesem Projekt wird durch ein inter-
disziplinäres Team an der Universität für Boden-
kultur (BOKU) in Wien (Institut für Sicherheits- 
und Risikowissenschaften, ISR) und an der Uni-
versität Hamburg (Carl Friedrich von Weizsäcker 
Zentrum für Naturwissenschaft und Friedens-
forschung) eine Pilotstudie erstellt, in der einige 
der aufgeworfenen Fragen beantwortet, in der 
aber vor allem die sich noch anschließenden 
Probleme identifiziert und strukturiert werden.  

Methodische Grundlegung und Erwartete 
Forschungsergebnisse 
In Wien am ISR werden dabei schwerpunktmä-
ßig die technisch-naturwissenschaftlichen As-
pekte behandelt. Dazu gehört beispielsweise 
die Frage, welche wissenschaftlich-infrastruktu-
rellen Voraussetzungen für die Entwicklung von 
Gene Drives notwendig sind und ob es denkbar 
ist, dass große Terrororganisationen Gene 
Drives im Verborgenen entwickeln. An der Uni-
versität Hamburg hingegen werden die politik-
wissenschaftlichen und sozio-ökonomischen 
Fragestellungen im Fokus stehen, etwa ob die 
bestehenden nationalen und internationalen 

Vorschriften und Verhaltenskodizes, die die Nut-
zung von Gentechnologie und den Eingriff in 
Ökosysteme regulieren beziehungsweise biolo-
gische Waffen verbieten, auch den Umgang mit 
Gene Drives effektiv regeln können. Aber auch 
die Frage nach den ethischen Implikationen bei 
der Ausrottung von Populationen behandelt 
werden.  

In der zu erstellenden Pilotstudie werden als Er-
gebnisse einige der aufgeworfenen Fragen be-
antwortet. In der Mehrzahl der Fälle sollen aber 
eher die Problemstellungen geordnet und zu-
sammengefasst werden. Auf diese Weise wer-
den Pfade zur wissenschaftlichen Bearbeitung 
und Ansatzpunkte für die Politikberatung iden-
tifiziert. Die Ergebnisse sollen nicht nur im Rah-
men eines Artikels veröffentlicht werden, son-
dern sie sollen angesichts der möglichen Rele-
vanz für den Bereich der biologischen Rüs-
tungskontrolle auch im wissenschaftlichen Be-
gleitprogramm einer der Konferenzen im Rah-
men des Biowaffenübereinkommens vorgestellt 
werden.
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Eigene Darstellung: Vergleich eines normalen 
mit einem Gene Drive-Erbgang. 
Nach Mendelschen Regeln wird eine Eigen-
schaft nur an 50 Prozent der Nachkommen 
weitergegeben. Ein Gene Drive umgeht diese 
Regel und wird an bis nahezu 100 Prozent der 
Nachkommen.
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Die internationale Konferenz „Verification in 
Crisis – the Crisis of Verification. New Tech-

nology as a Hurdle to and an Enabler of Verifica-
tion in Arms Control“ wurde zugleich als Jahres-
konferenz 2018 der HSFK ausgerichtet. Sie stieß 
mit fast 100 Teilnehmer*innen auf ein breites In-
teresse in Wissenschaft und Praxis.  

Vor dem Hintergrund der sich rapide ver-
schlechterten Lage bilateraler und multilatera-
ler Rüstungskontrolle stand im Rahmen der 
Konferenz die Frage nach den möglichen Ge-
fahren und dem potenziellen Nutzen neuer 
technologischer Entwicklungen für bestehende 
oder zukünftige Rüstungskontrollregime im 
Mittelpunkt. Verschärfen neue Technologien die 
Krise über die schon bestehenden politischen 
Differenzen hinaus, oder können neue Techno-
logien helfen, bestehende Widerstände zu über-
winden? Obwohl der Begriff „neuer Technolo-
gien“ bewusst breit genutzt wurde und darun-
ter zum Beispiel auch Drohnen, additive Ferti-
gung oder neue Sensorik verstanden wurden, 
galt den Entwicklungen im Bereich künstlicher 
Intelligenz und maschinellen Lernens ein be-
sonderes Augenmerk. 

Ganz bewusst hatte man Expert*innen aus ganz 
unterschiedlichen Bereichen der Rüstungskon-
trolle eingeladen und deckte damit ein sehr 

breites Spektrum von den klassischen konven-
tionellen Systemen über Massenvernichtungs-
waffen bis zu den militärisch relevanten „emer-
ging technologies“ ab, um so einen Austausch 
über gemeinsame Probleme und Lösungsansät-
ze zu ermöglichen und voranzubringen. 

Einigkeit herrschte, dass bereits erprobte und 
etablierte neue Technologien in einigen Re-
gimen hilfreich eingesetzt werden, oder bei ent-
sprechendem politischen Willen genutzt wer-
den könnten. Besonders im Bereich der Regime 
zur Kontrolle von Massenvernichtungswaffen 
kommen zum Beispiel bereits kleinere Drohnen 
zur gefährdungsfreien Verifikation zum Einsatz. 
Immer wieder wurde auf die Möglichkeit hinge-
wiesen, die Auswertung von Bildmaterial durch 
auf künstlicher Intelligenz (KI) basierenden Pro-
zessen zu optimieren oder die deutlich gestie-
gene Leistungsfähigkeit moderner Sensorik im 
Rahmen von Überprüfungsprozessen nutzbar 
zu machen. Gerade die Kombination neuer, leis-
tungsfähiger Sensoren und auf die gewonne-
nen Daten angewendeten KI könnte eine be-
deutende Verbesserung der Verifikation erlau-
ben. Auch gewinnen Computersimulationen 
zur Vorhersage des Verhaltens von Kampfstof-
fen über Zeit an Bedeutung. Als besonders hilf-
reich wurden neue Technologien eingeschätzt, 
wenn diese bestehende Verifikationsmechanis-
men absichern und unterstützen, statt diese zu 
ersetzen. Durch zusätzliche Elemente Verifikati-
onsergebnisse abzusichern und so größeres 
Vertrauen herzustellen, erschien vielen 
Expert*innen ein sinnvoller Ansatz. 

Nicht selten scheitert der Einsatz neuer Techno-
logien aber zum Beispiel an den strengen Vor-
gaben der Regime: So ist der Einsatz digitaler 
Sensoren statt klassischer Filme im Rahmen des 
Regimes über den offenen Himmel erlaubt, die 
zulässige Auflösung fällt aber deutlich hinter 
kommerziell verfügbare Produkte zurück. Neue 
Technologien stehen damit vor dem klassischen 
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Problem der Rüstungskontrolle, dem Spagat 
zwischen dem Ziel der Transparenz und dem 
Wunsch, möglichst unaufdringlich zu sein, um 
die Gefahr der Spionage zu minimieren. 

Auch wenn einige Expert*innen auf den mögli-
chen Nutzen weniger etablierter Technologien, 
zum Beispiel Blockchain, verwiesen, war die Re-
aktion bei noch nicht vollständig ausgereiften 
Technologien insgesamt verhaltener. Über die 
Panels hinweg kristallisierte sich der Eindruck 
heraus, dass im Rahmen der Rüstungskontrolle 
der Einsatz neuer Technologien insgesamt eher 
konservativ betrachtet wird und die Technik erst 
einen nachgewiesenen Reifegrad erreicht ha-
ben muss, um ernsthaft in Erwägung gezogen 
zu werden. 

Gleichzeitig waren sich die meisten Expert*in-
nen aber auch einig, dass einige aktuelle techni-
sche Entwicklungen einen disruptiven Charak-
ter haben können und die Rüstungskontrolle 
vor erhebliche Probleme stellen wird. Miniaturi-
sierung und Beschleunigung der Prozesse wur-
den verschiedentlich als Herausforderungen 
genannt, wobei Prozessbeschleunigung, zum 
Beispiel durch Vernetzung, einen schnelleren 
Datenaustausch und die beschleunigte Daten-
auswertung, dem zentralen Ziel der Rüstungs-
kontrolle, in einer Krise die Prozesse zu ent-
schleunigen, entgegenstehen. Als ein weiteres 
Problem wurde identifiziert, dass es in der Zu-
kunft immer weniger um die Kontrolle von Be-
ständen verbotener Waffen gehen könnte, als 
um die Kontrolle der Fähigkeit, diese in kurzer 
Zeit herzustellen – auch durch technologisch 
weniger erfahrene Akteure. Schließlich wurde 
immer wieder auf die Problematik verwiesen, 
dass ein Softwarecode, der zum Beispiel zur 
Leistungssteigerung militärischer Systeme ein-
gesetzt wird, nicht, oder zumindest sehr schwer 
zu verifizieren sei. Zwar ist es prinzipiell möglich 
Software zu inspizieren, aber nicht ohne ein für 
den inspizierten Staat inakzeptables Maß detail-
lierten Wissens zu erlangen. Hier wurde durch 
die Bank weiterer Forschungsbedarf konstatiert. 

Einige der eingeladenen Expert*innen verwie-
sen sowohl bei der Einschätzung der Probleme, 
als auch der Gefahren neuer Technologien auf 
die Problematik, dass in ihrem Bereich die Ex-
pertise um aktuelle technologische Entwicklun-
gen – und hier speziell die Entwicklungen im 
Bereich maschinellen Lernens und künstlicher 
Intelligenz – noch nicht ausreichend vorhanden 
sei, um eine fundierte Beurteilung vornehmen 
zu können. Es gelte deshalb, nicht nur den Dis-
kurs innerhalb der Rüstungskontrollgemein-
schaft zu fördern, sondern gerade auch die Dis-
kussion zwischen Rüstungskontroller*innen 
und IT-Expert*innen zu vertiefen. In diesem Zu-
sammenhang wurde die Frage, ob auch einer 
verstärkte die Zusammenarbeit mit der (IT-)In-
dustrie anzustreben sei, intensiv und durchaus 
auch kontrovers diskutiert. Während eine Grup-
pe argumentierte, angesichts der ausgespro-
chen dynamischen technologischen Entwick-
lungen gerade im zivilen Bereich, sei eine Ko-
operation unumgänglich, warnte eine zweite, 
die Interessen der Industrie seinen nicht 
zwangsläufig mit denen der Rüstungskontroll-
gemeinde kompatibel. 

Zusammenfassend zeigte die Konferenz sehr 
gut auf, dass neue Technologien durchaus das 
Potenzial besitzen, Rüstungskontrolle effektiver 
und genauer zu gestalten, gleichzeitig aber 
auch die Gefahr der Erosion von Rüstungskon-
trollmaßnahmen durch neue Technologien be-
steht. Gerade bei neuen Technologien die ein 
hohes Maß an Fachwissen voraussetzen, wie 
zum Beispiel künstlicher Intelligenz und maschi-
nellen Lernens wird es besonders darauf an-
kommen, innerhalb der Rüstungskontrollge-
meinde eine ausreichende fachliche Expertise 
aufzubauen, um die Einflüsse dieser hochgradig 
dynamischen Entwicklungen auf Rüstung und 
Rüstungskontrolle noch besser abschätzen zu 
können.

25



In 2018 wurden acht Tagungen in die Förde-
rung aufgenommen. Davon waren zwei wis-

senschaftliche Arbeitstagungen und sechs In-
ternationale wissenschaftliche Tagungen. Die 
folgende Tabelle gibt einen Überblick über 

sämtliche Projekte in dieser Kategorie, im An-
schluss werden zwei Tagungen ausführlich dar-
gestellt. Weitere Informationen sind unter dem 
Förderarchiv 2018 auf der DSF-Homepage ver-
fügbar.
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Tagungen  

WISSENSCHAFTLICHE ARBEITSTAGUNGEN 

Welches Wissen(-)schafft Praxis? Fünfte Konferenz der Jungen AFK der Arbeitsgemeinschaft  
für Friedens- und Konfliktforschung e.V. (AFK) 
Berlin, 11. bis 12. April 2018 
JProf. Dr. Bettina Engels, Freie Universität Berlin

Gewalt gegen Minderheiten – Internationale Perspektiven und Strategien zum Umgang  
mit Hasskriminalität 
Jena, 21. bis 22. September 2018 
Dr. Matthias Quent & Dr. Daniel Geschke, Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft, Jena

INTERNATIONALE WISSENSCHAFTLICHE TAGUNGEN 

Unterbringung und Integration von Flüchtlingen: Innovative Best Practices aus aller Welt 
Freiburg, 12. bis 13. April 2018 
Dr. Beatrice Schlee & Dr. Franzisca Zanker, Arnold-Bergstraesser-Institut, Freiburg

Friedens- und Konfliktforschung: Perspektiven aus dem globalen Süden 
Erfurt, 03. bis 04. Mai 2018 
JProf. Dr. Solveig Richter, Universität Erfurt, WBSchool of Public Policy

Rethinking the Crime of Aggression: Internationale und interdisziplinäre Perspektiven 
Marburg, 20. bis 22. September 2018 
Prof. Dr. Stefanie Bock & Prof. Dr. Eckart Conze, Universität Marburg, ICWC

Faire Behandlung von Personen in Polizeigewahrsam 
Oranienburg, 16. bis 17. Oktober 2018 
Prof. Dr. Ralf Alleweldt, Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg

Die Vergangenheit in der Gegenwart: Die Europäische Menschenrechtskonvention,  
ihre historischen Wurzeln und aktuellen Herausforderungen 
Berlin, 08. bis 09. November 2018 
Prof. Dr. Helmut Philipp Aust & Dr. Esra Demir-Gürsel, FU Berlin

Stabilisierung - Für wen und zu welchem Zweck? 
Bonn, 20. November 2018 
Dr. Esther Meininghaus, Dr. Katja Mielke & Dr. Max Mutschler,  
Bonn International Center for Conversion (BICC)

Wissenschaftliche Tagungsförderung 2018
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PROJEKTLEITUNG UND -BEARBEITUNG 
Prof. Dr. Solveig Richter 
INSTITUTION 
Willy Brandt School of Public Policy, Univer-
sität Erfurt  
FÖRDERSUMME 
20 Tsd. Euro 
VERANSTALTUNG 
Erfurt, 03. – 04. Mai 2018  
 

Die Friedens- und Konfliktforschung hat ihre 
Ursprünge hauptsächlich in der nördli-

chen Hemisphäre. Dies hatte einen starken Ein-
fluss auf die Entwicklung und die Anwendung 
von theoretischen und konzeptionellen Ansät-
zen, um Konflikte im Globalen Süden, z.B. in 
Afrika, Lateinamerika oder Süd-Ost-Asien, zu er-
forschen. Die Integration von Konzepten aus 
beiden Hemisphären in der Forschung bildet 
daher weiterhin eine Ausnahme. Um nur ein 
Beispiel zu nennen: Häufig sind der Staat und 
Diskurse von staatlicher Autorität bzw. Legitimi-
tät zumindest in der Forschung allgegenwärtig. 
Jedoch haben Menschen gerade in Konfliktre-
gionen gelernt, jenseits des „Staates“ zu leben, 
indem sie eigene, lokale Ansätze und Lösungen 
für das tägliche Überleben und den eigenen Le-
bensunterhalt entwickelt haben. Für die Fach-
disziplin besteht daher ein großer Bedarf, den 
wissenschaftlichen Diskurs inklusiver zu gestal-
ten durch eine Veränderung der Agenda, die 
den politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Wirklichkeiten des Globalen Südens stärker 
Rechnung trägt. 

KONFERENZFRAGEN 
- Gibt es eine Diskrepanz zwischen den aka-

demischen Debatten des Globalen Südens 
und des Globalen Nordens, z.B. in Bezug 
auf grundlegende Konzepte, Forschungs-
fragen, Paradigmen – oder gibt es auch Un-
einigkeit innerhalb beider Hemisphären 

(z.B. kritische vs. empirische Konfliktstudien 
zur Rolle von externen Interventionen)? 

- Wie sehen wir die Beiträge von Wissen-
schaftler*innen des Globalen Südens in der 
Friedens- und Konfliktforschung? Sind die-
se angemessen repräsentiert oder müssen 
wir Routinen der Wissensproduktion im 
Norden stärker hinterfragen? Gibt es unter-
schiedliche theoretische und methodische 
Ansätze in der Erforschung von Frieden 
und Krieg? 

- Gibt es bestimmte Themen, die „über-
forscht“ oder „unterforscht“ sind (z.B. Fra-
gen zu physischer Gewalt im Norden vs. 
Fragen zu struktureller Gewalt im Globalen 
Süden)? 

- Können wir eine gemeinsame Forschungs-
agenda definieren, die inklusiv im Sinne 
grundlegender Konzepte und partizipativ 
im Sinne von gleichwertiger Akteursschaft 
für Wissenschaftler des Globalen Südens 
ist? 

ZIELE DER KONFERENZ UND  
ERWARTETE ERGEBNISSE 
Die Konferenz unternimmt einen ersten Ver-
such, Friedens- und Konfliktforscher*innen aus 
beiden Hemisphären zusammenzubringen. Die 
innovative Bedeutung dieser Konferenz basiert 
daher auf drei Teilaspekten: Erstens versucht die 
Konferenz, eine systematischere Integration 
von Perspektiven des Globalen Südens durch 
das Zusammenbringen noch immer fragmen-
tierter akademischer Debatten zu erreichen. 
Zweitens fußt die Konferenz auf einem transre-
gionalen Ansatz, der nicht nur die akademische 
Debatte zwischen dem Globalen Süden und 
dem Globalen Norden stärkt, sondern auch zwi-
schen Akademiker*innen des Globalen Südens 
in den verschiedenen Forschungsfeldern der 
Friedens- und Konfliktforschung. Und drittens 
tritt die Konferenz nicht nur in eine Diskussion 
über den  Globalen Süden, sondern mit dem 
Globalen  Süden.  

Friedens- und Konfliktforschung:  
Perspektiven aus dem globalen Süden 



Die Konferenz wird eingerahmt von zwei über-
geordneten Podiumsdiskussionen, die auf den 
aktuellen Stand der Forschung und die zukünf-
tige Forschungsagenda eingehen. Zusätzlich 
gibt es weitere Panels, die sich mit spezifischen 
Forschungsfragen mit Bezug zum Globalen Sü-
den auseinandersetzen, um Gemeinsamkeiten 
und Differenzen in den Forschungsansätzen he-
rauszuarbeiten. In diesem Zusammenhang ist 
es auch ein langfristiges Ziel der Konferenz, ein 
gemeinsames Netzwerk aus Forscher*innen des 
Globalen Nordens und des Globalen Südens zu 
etablieren, die die Wissens- und Wissenschafts-
lücke zwischen den beiden Hemisphären schlie-
ßen und in Zukunft gemeinsame Forschungs-
projekte umsetzen wollen. Die Ergebnisse der 
Konferenz sollen sowohl im Globalen Süden als 
auch im Globalen Norden auf den jeweiligen 
Plattformen der Kooperationspartner*innen der 
Konferenz veröffentlicht werden. Es wird beab-
sichtigt, dass die Ergebnisse im Open-Access 
Format auch Nachwuchswissenschaftler*innen 
des Globalen Südens zur Verfügung gestellt 
werden. Sowohl das Programm als auch die Zu-
sammensetzung der Paneldiskussionen wurden 
in enger Zusammenarbeit mit (Post-Doc) Nach-
wuchswissenschaftler*innen entwickelt, die so-

wohl im Globalen Süden als auch im Globalen 
Norden ausgebildet wurden, insbesondere in 
Kolumbien, der DR Kongo, Äthiopien, Deutsch-
land, Indien, und Kenia.
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Friedensnobelpreisträger Tawakkol Karman im Collegium Maius am 3. Mai 2018.
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Oranienburg, 16. bis 17. Oktober 2018 
 

Ziel der Tagung war es, den aktuellen Stand 
der Forschung zur Sicherstellung menschli-

cher Behandlung von Personen in Polizeige-
wahrsam zu erfassen und hierzu neue Erkennt-
nisse zu liefern, insbesondere im Hinblick auf 
die in den letzten Jahrzehnten geschaffenen 
besonderen völkerrechtlichen Mechanismen 
zur Verhütung von Folter (Präventionsmecha-
nismen). Die Tagung betraf damit ein Zentral-
problem der Menschenrechte und des Friedens-
schutzes. Wer inhaftierte Personen menschlich 
behandelt, trägt zur Ausbreitung friedlicher Be-
ziehungen überall auf der Welt bei. 

Die Aktivitäten der Präventionsmechanismen 
und die Wirkungen ihrer Tätigkeit sind bisher 

nur in begrenztem Maße wissenschaftlich auf-
gearbeitet und erforscht. Schon aufgrund der 
Fülle des vorhandenen – und ständig weiter zu-
nehmenden – Materials ist es für die Wissen-
schaft herausfordernd, mit den praktischen Ent-
wicklungen der Folterprävention Schritt zu hal-
ten. Hinzu kommt der interdisziplinäre Charak-
ter der Thematik. Die zentrale Fragestellung – 
wie lassen sich fundamentale Menschenrechte 
durchsetzen? – ist juristischer Natur und weist 
gleichzeitig weit über die Rechtswissenschaft 
hinaus. Wer die menschliche Behandlung fest-
gehaltener Personen sicherstellen will, muss 
rechtliche Schutzvorkehrungen einführen und 
darüber hinaus die medizinische Betreuung 
und Versorgung festgehaltener Personen si-
cherstellen, Vernehmungspersonal kriminalis-
tisch und psychologisch schulen, die Polizei an-
gemessen ausbilden und ausrüsten, die kom-
munikativen Fähigkeiten der Polizeibedienste-
ten verbessern und anderes mehr. Im Kontext 
der Entwicklungszusammenarbeit und der Frie-
densmissionen treten weitere Aufgaben hinzu. 
Verhütung von Misshandlung ist eine komplexe 
Aufgabe, und gleichermaßen komplex ist ihre 
Erforschung. Die Tagung hat hierzu einen Bei-
trag geleistet. 

Faire Behandlung von Personen in Polizeigewahrsam
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Die Keynote Lectures zu Beginn und am Ende 
der Tagung befassten sich mit neueren Erkennt-
nissen über die Wirksamkeit unterschiedlicher 
Interventionen zur Verhütung von Folter und 
gaben eine Einschätzung ihrer Erfolgsaussich-
ten in der nahen Zukunft (Richard Carver, Wolf-
gang S. Heinz). 

Der Hauptteil der Tagung bestand aus themati-
schen Workshops, die den kreativen wissen-
schaftlichen Austausch der Teilnehmer*innen 
anregen und erleichtern sollten. Die Workshops 
befassten sich mit 

- den grundlegenden Schutzvorkehrungen
gegen Misshandlung, insbesondere den
Rechten auf Zugang zu rechtsanwaltschaft-
lichem Beistand und ärztlicher Betreuung
sowie dem Recht auf unverzügliche richter-
liche Vorführung (Krassimir Kanev, Hartmut
Seltmann, Christina Hof),

- dem – praktisch äußerst bedeutsamen –
Zusammenhang zwischen nicht-dominan-
ten, investigativen Vernehmungsmetho-
den und der Wahrung der Menschenrech-
te, insbesondere der Bedeutung kooperati-
ver, nicht-dominanter Vernehmungsme-
thoden für effektive, menschenrechtskon-
forme Polizeiarbeit (Asbjorn Rachlew,
Frances Surmon-Böhr),

- einem an Stärken und positiven Erfahrun-
gen orientierten Ansatz zur Weiterentwick-
lung von Polizeiorganisationen (Walter
Suntinger, Moritz Birk),

- den Nationalen Präventionsmechanismen
(NPMs) allgemein (Audrey Olivier Muralt)
und im Hinblick auf die spezifischen Erfah-
rungen in Georgien (Nika Kvaratskhelia),

- der Sicherstellung menschlicher Behand-
lung inhaftierter Personen im Kontext der
Entwicklungszusammenarbeit (Hanna
Meyer, Cristina Sganga),

- der Sicherung angemessener Behandlung
von inhaftierten Personen durch Polizei-
kräfte in internationalen Friedensmissio-
nen (Judith Thorn, William O’Neill).

In dieser Themenvielfalt2 spiegelte sich die Viel-
gestaltigkeit und Verschiedenartigkeit mögli-
cher Strategien zur Verhütung von Folter und 
Misshandlung wider. Aufgabe der Vortragenden 
war es jeweils, die internationalen Aktivitäten 
und Anstrengungen zur Sicherstellung der an-
gemessenen Behandlung festgehaltener Perso-
nen zu analysieren und auszuwerten. 

Die Tagung zeichnete sich dadurch aus, dass so-
wohl auf der Seite der Referent*innen als auch 
bei den Teilnehmer*innen ein hohes Maß an 
Vielfalt erreicht wurde. Sie brachte staatliche 
und nichtstaatliche, internationale und nationa-
le Akteure miteinander ins Gespräch. Zu den Re-
ferierenden zählten Wissenschaftler*innen aus 
Großbritannien und Deutschland, ein norwegi-
scher Polizeibeamter, eine Mitarbeiterin einer 
deutschen Entwicklungshilfeorganisation, Mit-
arbeiter von Menschenrechtsinstituten und 
nichtstaatlichen Menschenrechtsorganisatio-
nen aus Deutschland, Bulgarien, Georgien und 
Österreich sowie unabhängige Menschen-
rechtsberater aus Österreich, Großbritannien 
und den Vereinigten Staaten von Amerika. Auch 
die weiteren Teilnehmer*innen kamen aus ganz 
unterschiedlichen Arbeitsbereichen. Insgesamt 
nahmen 36 Teilnehmer*innen aus 14 Ländern 
an der Tagung teil.

2 Der abschließende Tagungsbericht ist online abrufbar https://bundesstiftung-friedensforschung.de/blog/fair-treatment-of-persons-in- 
police-custody/ 
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Fünf Vernetzungsprojekte wurden 2018 bewilligt, sämtliche im Tagungsformat.
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Wissenschaftliche Vernetzungs- und Transferprojekte 2018 

TAGUNGEN

Frieden-Konflikt-Wissenschaft. Reflexionen zu Forschung und Praxis  
(50. Jahreskolloquium der Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung) 
Berlin, 12. bis 14. April 2018 
Prof. Dr. Conrad Schetter, Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung e.V. (AFK)

Umsetzung von kooperativen Ideen für zonale Abrüstung im Mittleren Osten/Golf 
Genf, 26. April 2018 
Prof. em. Dr. Bernd W. Kubbig, Academic Peace Orchestra Middle East

Sicherheit statt Militarisierung in Europa.  
Für eine Neubegründung des Konzepts gemeinsamer Sicherheit 
Berlin, 04. bis 05. Oktober 2018 
Prof. Dr. Hartmut Graßl, Vereinigung Deutscher Wissenschaftler e.V., Berlin

Heidelberger Dialog zur internationalen Sicherheit 
Heidelberg, 09. bis 11. November 2018 
Eva Mattes, Forum für internationale Sicherheit Heidelberg e.V.

Involviert- Sein von Lehrenden in der FKF:  
Intervision als Methode zur Reflexion der Involviertheit in Lehrsituationen 
(Jahrestagung 2018 des AFK- Arbeitskreises „Curriculum und Didaktik“) 
Innsbruck, Österreich 15. bis 17. November 2018 
Prof. Dr. Christoph Weller, Universität Augsburg/AFK
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Das Friedensgutachten 2018 

Das jährlich erscheinende „Friedensgutachten“ 
ist ein Kooperationsprojekt deutscher Friedens-
forschungsinstitute, dessen Ziel darin besteht, 
wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Frie-
dens- und Konfliktforschung in die politische 
Praxis und Öffentlichkeit zu vermitteln. Die DSF 
förderte das Friedensgutachten 2018 mit einem 
Zuschuss von 40 Tsd. Euro. 

Die im Juni 2018 erschienene Ausgabe unterlag 
einer umfassenden Überarbeitung. Inhaltlich 
gliedert sich die Publikation in vier wiederkeh-
rende Themenschwerpunkte und ein aktuelles 
Fokusthema. Hierdurch wird die kontinuierliche 
Analyse von Themenfeldern ebenso ermöglicht 
wie das flexible Aufgreifen aktueller Fragen. 
Gleichzeitig werden die Texte, Grafiken und Ta-
bellen mit einem neuen Design aufeinander ab-
gestimmt. Erstmalig steht das Friedensgutach-
ten vom ersten Tag der Veröffentlichung sowohl 
in einer digitalisierten als auch in einer gedruck-
ten Fassung zur Verfügung. 
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Die Rolle der DSF bei der Zusammenarbeit 
mit unterschiedlichen Partnern soll es sein, 

die Ergebnisse und Erkenntnisse aus dem jewei-
ligen Vorhaben der Politik und Fachöffentlich-
keit vorzustellen und so den Dialog und Aus-
tausch anzuregen. In 2018 dienten diesem Er-
gebnistransfer zwei unterschiedliche Formate 
im Rahmen des vom BMBF-geförderten Ver-
bundforschungsprojekt „Gesellschaft Extrem“3: 
Zum einen richtete die Stiftung einen Parlamen-
tarischen Abend aus, daneben organisierte sie 
eine Transfertagung.  

In unregelmäßigen Abständen konzipiert die 
DSF auch eigene Veranstaltungsformate. So or-
ganisierte sie mit Kooperationspartner*innen4 
die Tagung „Wendepunkte“. Außerdem beteilig-
te sich die DSF finanziell an der Ausrichtung des 
FriEnt Peacebuilding Forums 2018.  
 
Gesellschaft Extrem.  
Radikalisierung und Deradikali-
sierung in Deutschland 
Das Verbundprojekt „Gesellschaft Extrem“ be-
leuchtete die Mechanismen individueller sowie 
kollektiver Radikalisierung, um Handlungsop-
tionen für zum Beispiel Präventivoptionen zu 
schaffen. 

Das Projekt arbeitet systematisch vergleichend 
den Stand der Radikalisierungsforschung auf 
und schlägt Handlungsoptionen gegen Radika-
lisierung und zur Stärkung demokratischer Wer-
te vor. Es ist auf 18 Monate angelegt und erfolgt 
in Zusammenarbeit mit vier einschlägigen For-
schungsinstituten und Partner*innen aus der 
Praxis, die zusammen mit einem Fachteam un-
terschiedliche Schwerpunkte setzen. 

Der Parlamentarische Abend nahm das Thema 
unter der Fragestellung: „Herausforderung Radi-
kalisierung: Warum sind extreme politische An-

sichten so attraktiv – und was können wir dage-
gen tun?“ auf. Die Einladung richtet sich an Mit-
glieder des Bundestages sowie ihre Mitarbei-
ter*innen mit dem Ziel, die Diskussion mit Ex-
pert*innen aus der Friedens- und Konfliktfor-
schung über die neuesten Erkenntnisse aus 
dem Projekt zu führen. 

Die Konferenz richtete sich an Expert*innen aus 
den Bereichen: Politik, Bundes-, Landes- und 
Kommunalverwaltung, Sicherheitsbehörden, 
Wissenschaft, Medien und Zivilgesellschaft. Sie 
kamen vorwiegend aus den Themenfeldern po-
litische Bildung, Prävention und Deradikalisie-
rung. Zu den sechs Querschnittsthemen wur-
den Workshops und Diskussionen mit den je-
weiligen Projektteams angeboten. Ein Roundta-
ble setzte sich zudem mit der Frage auseinan-
der, wieviel Radikalität eine Gesellschaft aushal-
ten muss und wie Prävention sinnvoll gestaltet 
werden kann. 
 
Fachtagung „Wendepunkte“ 
Friedensende und Friedensanfang 
vom Dreißigjährigen Krieg bis zur 
Gegenwart 
Die Wissenschaftliche Fachtagung Wendepunk-
te fand vom 24. bis 26. Oktober 2018 an der Uni-
versität Osnabrück statt. Die zentrale Fragestel-
lung der Tagung lautete: „Warum und unter wel-
chen Umständen wird Frieden aufgegeben und 
unter welchen Gegebenheiten wird Frieden 
wiederhergestellt?“ Ziel war es, Dynamiken und 
Wendepunkte zu identifizieren, die einerseits 
vom Frieden zum Krieg und andererseits vom 
Krieg zurück zum Frieden führen. Motive und In-
tentionen für den Wechsel zwischen diesen 
zwei gesellschaftlichen Zuständen (Frieden 
bzw. Krieg) wurden gesucht. 

Auf der Tagung wurden daher Übergangsphä-
nomene zwischen Frieden und Krieg aus histo-
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3  Koordination: Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung in Frankfurt a.M. (Laufzeit Juli 2017-Dezember 2018). 
4 In Kooperation mit dem Forschungszentrum Institut für Kulturgeschichte der Frühen Neuzeit (IKFN), dem Historischen Seminar  

der Universität Osnabrück und dem Zentrum für Historische Friedensforschung (ZHF) der Universität Bonn.



riographischer und politikwissenschaftlicher 
Perspektive beleuchtet. 

Die Konferenz nahm drei Kriege sowie die je-
weils vor- und nachlaufenden Prozesse dia-
chron-vergleichend in den Blick und spannte ei-
nen Bogen von der Frühen Neuzeit bis in die Ge-
genwart. Hierfür wurden folgende Fallbeispiele 
ausgewählt: 

- Der Dreißigjährige Krieg (1618–1648/50) 
- Der Erste Weltkrieg (1914–1918/19) 
- Die Kriege im ehemaligen Jugoslawien 

(1991–2001) 

Die Tagung folgte einem Phasenaufbau (Sektio-
nen), der sich auf die Übergänge zwischen Frie-
den und Krieg sowie auf die zentralen Wende-
punkte konzentriert, unter denen die drei Krie-
ge mit verschiedenen Themenstellungen be-
leuchtet und verglichen wurden: 

- Sektion I Zur Analyse von Friedensende 
und Friedensanfang: Theoretische Ansätze 
und Konzepte 

- Sektion II Wendepunkte: Wann und warum 
geht der Frieden verloren? 

- Sektion III Verpasste Gelegenheiten, ge-
scheiterte Anläufe: Versuche zum Frieden 
während des Krieges 

- Sektion IV Wendepunkte: Wann und warum 
wird Frieden (wieder) möglich? 

Die Sektionen orientierten sich an Leitfragen, 
um auf der Tagung eine zielgerichtete Diskussi-
on zu ermöglichen. 

In Verbindung mit der Tagung „Wendepunkte“ 
fand zudem ein Friedensgespräch am 25. Okto-
ber 2018 im Schloss der Universität Osnabrück 
statt.
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Der Stiftungsrat der DSF ist mit 12 Mitgliedern 
besetzt, die durch die Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung berufen werden. Er hat die 
Aufgabe, die grundsätzliche Ausrichtung der 
Stiftung sowie die Rahmenbedingungen und 
die Programme für die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks festzulegen. Er beaufsichtigt ferner die 
Tätigkeit des Vorstands. Der Bund ist mit sieben 
Mitgliedern im Stiftungsrat vertreten. Davon 
entfallen vier Vertreter*innen auf vier Bundes-
ministerien und drei auf den Deutschen Bun-
destag. Die übrigen fünf Sitze werden von Wis-
senschaftler*innen besetzt. 

Der Vorstand setzt sich aus fünf Mitgliedern zu-
sammen, die durch den Stiftungsrat ernannt 
werden. Ihm gehören mehrheitlich Wissen-
schaftler*innen sowie fachlich ausgewiesene 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an. Er 
trägt die Verantwortung für sämtliche operative 
Geschäfte und entscheidet über die Verwen-
dung der Fördermittel. Er vertritt die Stiftung 
gerichtlich und außergerichtlich. 

Mit dem Wissenschaftlichen Beirat steht den 
Stiftungsorganen ein wichtiges Beratungsgre-
mium zur Seite. Der Beirat bildet durch seine Zu-
sammensetzung die fachdisziplinäre Breite des 
Forschungsfeldes ab und besitzt somit eine weit 
gefächerte Expertise über unterschiedliche For-
schungstrends und -ergebnisse, die in die Ge-
staltung und Umsetzung der Förderprogramme 
einfließen. 

Der Stiftungsrat 

Dr. Michael Meister, Parlamentarischer Staats-
sekretär bei der Bundesministerin für Bildung 
und Forschung | Vorsitzender 
Prof. Dr. Cilja Harders, Freie Universität Berlin | 
Stellvertretende Vorsitzende 
Susanne Baumann, Auswärtiges Amt 
Prof. Dr. Gerhard Beestermöller, Luxemburg 
Prof. Dr. Tobias Debiel, Universität Duisburg-
 Essen 
Dr. Karamba Diaby, Mitglied des Deutschen 
Bundestages 
Dr. Maria Flachsbarth, Parlamentarische Staats-
sekretärin beim Bundesminister für wirtschaft -
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Prof. Dr. Dr. Sabine Freifrau von Schorlemer,  
TU Dresden 
Johannes Huber, Mitglied des Deutschen Bun-
destages 
Michaela Noll, Mitglied des Deutschen Bundes-
tages 
Dr. Peter Tauber, Parlamentarischer Staatssekre-
tär bei der Bundesministerin der Verteidigung 
Prof. Dr. Michael Zürn, Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung (WZB) 

Die ordentliche Sitzung des Stiftungsrats fand 
am 28. November 2018 in Berlin statt. 
 
Der Vorstand 

Prof. Dr. Ulrich Schneckener, Universität Osna-
brück, Zentrum für Demokratie- und Friedens-
forschung | Vorsitzender 
Prof. Dr. Susanne Buckley-Zistel, Philipps-Uni-
versität Marburg, Zentrum für Konfliktfor-
schung, Stellvertretende Vorsitzende 

40

G
R

EM
IE

N GREMIEN 

ORGANE DER STIFTUNG

der Stiftungsrat

der Vorstand

GREMIUM DER STIFTUNG

der Wissenschaftliche Beirat



Peter Gottwald, Botschafter a.D., Bern 
Dr. Sabine Mannitz, Leibniz-Institut Hessische 
Stiftung Friedens- und Konfliktforschung Frank-
furt a. M. 
Prof. Dr. Andreas von Arnauld, Christian-
 Albrechts-Universität zu Kiel 

Der Vorstand kam zu ordentlichen Sitzungen 
am 13. April, 8. Juni und 5. November 2018 zu-
sammen. 
 
Der Wissenschaftliche Beirat 

Prof. Dr. Heike Krieger, Freie Universität Berlin | 
Vorsitzende 
Prof. Dr. Klaus Schlichte, Universität Bremen | 
Stellvertretender Vorsitzender 
Dr. Martina Fischer, Brot für die Welt – Der Evan-
gelische Entwicklungsdienst Berlin 
Prof. Dr. Philipp Gassert, Universität Mannheim  
Prof. Dr. Anna Geis, Helmut-Schmidt-Univer -
sität/ Universität der Bundeswehr Hamburg 
Uli Jäger, Berghof Foundation, Friedenspädago-
gik Tübingen 
Prof. Dr. Götz Neuneck, FONAS / Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik (IFSH) 
an der Universität Hamburg 
Prof. Dr. Shalini Randeria, Institut für die Wis-
senschaft vom Menschen (IWM) Wien  
Prof. Dr. Conrad Schetter, Bonn International 
Center for Conversion (BICC) 
Prof. Dr. Dieter Senghaas, Universität Bremen 
PD Dr. Ines-Jacqueline Werkner, Forschungs-
stätte der Evangelischen Studiengemeinschaft 
e.V. FEST Heidelberg 
Prof. Dr. Andreas Zick, Universität Bielefeld 

Der Wissenschaftliche Beirat kam zur ordent -
lichen Sitzung am 25. Mai 2018 zusammen. 
 
Geschäftsstelle 

Dr. Thomas Held | Geschäftsführer 
Petra Menke | Mitarbeiterin 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung hat 
 ihren Sitz in der Friedensstadt Osnabrück. Das 

Büro der Geschäftsstelle befindet sich im histo-
risch und architektonisch wertvollen Steinwerk 
Ledenhof aus dem 14. Jahrhundert. Die Leitung 
der Geschäftsstelle hat seit August 2001 Herr Dr. 
Thomas Held inne. Neben dem Geschäftsführer 
sind auch weiterhin zwei Stellen in der Ge-
schäftsstelle vorgesehen, allerdings war 2018 
krankheitsbedingt nur eine Stelle besetzt. Da 
das Arbeitsverhältnis einer Mitarbeiterin aufge-
löst wurde, konnte in 2018 die Restrukturierung 
der Geschäftsstelle in ihrer Aufgabenverteilung 
erfolgreich umgesetzt und die Neuausschrei-
bung der vakanten Position vorgenommen wer-
den.  

Frau Petra Menke, die ihre Arbeitszeit temporär 
aufgestockt hatte, ist neben den allgemeinen 
administrativen Anforderungen weiterhin für 
die Aufgabenbereiche Buchführung und Con-
trolling der Vermögensverwaltung zuständig. 
Die Ende 2018 neu ausgeschriebene Stelle mit 
dem Schwerpunkt Kommunikation und Office 
Management umfasst die Kommunikations- 
und Medienarbeit inklusive der Betreuung der 
Internetpräsenz der Stiftung. Daneben werden 
die Organisation von Veranstaltungen der Stif-
tung, sowie die Betreuung der stiftungseigenen 
Veröffentlichungen zum Aufgabenbereich ge-
hören. Damit wird die Geschäftsstelle in Zukunft 
mit einer Vollzeit-, sowie zwei gleichgewichte-
ten knapp 80-Prozent-Stellen besetzt sein. 

Anzahl Mitarbeiter*innen 2018 1,82 

Die DSF betreute im Jahr 2018 vier 
Praktikant*innen bei der Mitarbeit in der Ge-
schäftsstelle und ermöglichte ihnen so einen 
Einblick in die Arbeit der Stiftung. Die Prakti-
kant*innen leisteten durch ihre aktive Mitarbeit 
in der Geschäftsstelle einen wertvollen Beitrag 
zum Ausgleich der krankheitsbedingten Unter-
besetzung der Geschäftsstelle und konnten im 
Gegenzug ihre universitäre Ausbildung durch 
den Erwerb wertvoller praktischer Fähigkeiten 
erweitern.
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Die DSF ist eine durch den Bund gegründete 
Stiftung, die mit einem Startkapital von 50 

Mio. DM (25,56 Mio. Euro) ausgestattet wurde. 
Der aktuelle Wert des durch die Vermögensver-
walter bewirtschafteten Vermögens liegt bei ca. 
26,9 Mio. Euro.  

Die Stiftung hat zwei Banken mit der Bewirt-
schaftung des Stiftungsvermögens beauftragt, 
das fast ausschließlich in Wertpapieren ange-
legt ist. Die Investitionen unterliegen festen Re-
geln, die der Stiftungsrat mit den „Grundsätzen 
für die Vermögensverwaltung5“ beschlossen 
hat. Die zulässigen Anlageklassen sind durch ei-
ne Positivliste definiert. Zudem enthalten die 
Grundsätze eine Reihe konkreter Bestimmun-
gen zum Risikomanagement sowie zu den Be-
richts- und Dokumentationspflichten der Ver-
mögensbewirtschafter. Hierdurch wird den Stif-
tungsorganen ein umfassendes Controlling der 
Vermögensanlage ermöglicht.  

Das Vermögen ist entsprechend der Positivliste 
in festverzinslichen Wertpapieren, Aktien und 
sonstigen Anlagen (Immobilienfonds), inves-
tiert. Es handelt sich bei den Wertpapieren 
überwiegend um Einzeltitel. Fonds- und ETF-In-
vestitionen (Exchange Traded Funds) spielen 
dagegen nur eine untergeordnete Rolle. Auf 
festverzinsliche Wertpapiere entfällt ein Min-
destanteil von 70 Prozent, Aktien und aktien-
ähnliche Produkte können in Abhängigkeit von 
der Kapitalmarktlage bis zu 30 Prozent ausma-
chen. Die Bewertung erfolgte zu Anschaffungs-
kosten gemäß den Vorschriften des HGB. Eine 
Aktienposition erfüllte das Kriterium einer dau-
erhaften Wertminderung und wurde entspre-
chend zum Stichtag 31. Dezember 2018 im Wert 
reduziert.
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Vermögen der DSF zum 31.12.2018

Renten 
18.692.711 €

Aktien 
6.762.378 €

Alternative  
Investments 
782.444 €

Liquidität 
623.261 €

5 Die aktuelle Fassung der Grundsätze ist vom 31. Mai 2017.



Nachhaltigkeit als wichtiger  
Baustein 

Seit 2014 sind die Richtlinien zur nachhaltigen 
Kapitalanlage Bestandteil der Grundsätze, mit 
denen Ziele und Kriterien festgelegt wurden, 
die von den Banken zu beachten sind. Das Kon-
zept arbeitet zum einen mit Ausschlusskriterien, 
die sich auf Geschäftsfelder (z.B. Alkohol, Rüs-
tung) und Geschäftspraktiken (z.B. Menschen-
rechtsverletzungen) beziehen. Zum anderen 

wird der „best-in-class-Ansatz“ verfolgt, der als 
relativer Ansatz diejenigen Unternehmen iden-
tifiziert, die die besten Nachhaltigkeitsleistun-
gen ihrer Branche erbringen. 

Als Mindestanforderung gilt, dass mindestens 
50 Prozent aller Anlageprodukte den vorgege-
benen Kriterienkatalog erfüllen und alle Aktien-
produkte und Unternehmensanleihen in den 
einschlägigen Nachhaltigkeitsindizes (Dow Jo-
nes Sustainability, FTSE4Good u.Ä.) gelistet sind.
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Der Jahresabschluss 2018 

Die Bilanz 

Die Bilanzsumme zum 31. Dezember 2018 be-
trägt 27,6 Mio. Euro. Sie ist gegenüber dem Vor-
jahr um 0,45 Mio. Euro oder 1,6 Prozent gesun-
ken. Auf der Aktivseite erhöhten sich insbeson-
dere die Wertpapiere des Anlagevermögens. 
Dem stand ein Abbau der Liquidität gegenüber. 

Auf der Passivseite ist die Veränderung der Bi-
lanzsumme zum einen auf die Verringerung des 
Stiftungskapitals um 0,7 Mio. Euro und zum an-
deren auf die Erhöhung der Förderverpflichtun-
gen (+ 0,3 Mio. Euro) zurückzuführen.  

 

Die nachfolgende Tabelle zeigt in zusammenge-
fasster Form und in Gegenüberstellung zu den 
entsprechenden Zahlen des Vorjahres den 
Stand der Vermögens- und Finanzlage zum 31. 
Dezember 2018.
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31.12.2018 31.12.2017

AKTIVA EUR EUR

A. Anlagevermögen 26.767.169,68 25.444.311,15

I. Sachanlagen: Betriebs- und Geschäftsausstattung 12.824,04 18.588,74

II. Finanzanlagen: Wertpapiere des Anlagevermögens 26.754.345,64 25.425.722,41

B. Umlaufvermögen 791.381,17 2.556.883,63

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 157.815,88 148.312,71

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 633.565,29 2.408.570,92

BILANZSUMME 27.558.550,85 28.001.194,78

Treuhandvermögen

Ludwig Quidde-Stiftung, Osnabrück 223.949,72 217.951,22

31.12.2018 31.12.2017

PASSIVA EUR EUR

A. Eigenkapital 26.397.303,40 27.141.406,18

I. Stiftungskapital 27.065.994,06 27.065.894,06

II. Ergebnisrücklage 75.512,12 224.184,88

III. Jahresergebnis -744.202,78 -148.672,76

B. Rückstellungen 20.928,04 23.392,00

C. Verbindlichkeiten 1.140.319,41 836.396,60

1. Verbindlichkeiten aus Förderleistungen 1.126.315,55 778.801,86

2. Sonstige Verbindlichkeiten 14.003,86 57.594,74

BILANZSUMME 27.558.550,85 28.001.194,78

Treuhandverpflichtung

Ludwig Quidde-Stiftung, Osnabrück 223.949,72 217.951,22

Bilanz 2018
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Die Erträge aus Vermögensbewirtschaftung 
verringerten sich im Vergleich zum Vorjahr 

um 376 Tsd. Euro auf 621 Tsd. Euro. Die Aufwen-
dungen aus Vermögensbewirtschaftung stie-
gen deutlich um 96 Tsd. Euro auf 236 Tsd. Euro 
an. Es war eine Abschreibung bei einer Aktien-
position erforderlich, allerdings waren die Ma-
nagementgebühren aufgrund des Wechsels der 

Vermögensverwalter um 36 Tsd. Euro geringer 
als im Vorjahr. Das Jahresergebnis beträgt 2018  
-744 Tsd. Euro (Vorjahr -149 Tsd. Euro). Die nach-
folgende Tabelle zeigt in zusammengefasster 
Form und in Gegenüberstellung zu den ent-
sprechenden Zahlen des Vorjahres den Stand 
der Ertragslage zum 31. Dezember 2018.

Die Ertragslage 

2018 2017

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG EUR EUR

Erträge aus Vermögensbewirtschaftung 620.691,58 997.546,41

Erträge aus Wertpapieren des Anlagevermögens 568.292,63 649.536,90

Finanzergebnis (Vermögensumschichtung) 52.398,95 348.009,51

Aufwendungen aus Vermögensbewirtschaftung 236.244,41 140.531,46

Entgelte der Dienstleister 95.849,77 131.893,60

Abschreibungen auf Wertpapiere des Anlagevermögens 119.282,80 0,00

Steuern vom Einkommen und Ertrag 21.111,84 8.637,86

Ergebnis aus Vermögensbewirtschaftung 384.447,17 857.014,95

Aufwendungen und Erträge aus Verwaltung -232.139,17 -233.286,25

Personalaufwendungen 192.482,38 195.716,66

Sachaufwendungen unter Berücksichtigung eigener Erträge 39.656,79 37.569,59

Jahresergebnis vor Erfüllung des Stiftungszweckes 152.308,00 623.728,70

Aufwendungen zur Erfüllung des Stiftungszweckes 961.985,09 820.073,19

Aufwendungen Projektförderung (Bewilligungen) 912.125,54 804.113,18

Wissenschaftliche Eigeninitiativen und Kooperationen 49.859,55 15.960,01

Erträge zur Erfüllung des Stiftungszweckes 65.474,31 47.671,73

Rückzahlungen Projektförderung 45.721,59 42.797,63

Förderung durch Dritte 19.752,72 4.874,10

Summe Förderung netto -896.510,78 -772.401,46

Jahresergebnis -744.202,78 -148.672,76

Gewinn- und Verlustrechnung 2018



Der Vorstand stellt den Jahresabschluss auf, 
welcher dann durch den Stiftungsrat be-

stätigt wird. Der Stiftungsrat ist auch das Gremi-
um, welches den Vorstand entlastet. Nach § 14 
(4) ist der Abschluss durch einen Wirtschaftsprü-
fer zu prüfen. Für das Jahr 2018 wurde die Confi-
daris AG bestellt. 

Für die Jahresrechnung 2018 ist von der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Confidaris AG, Os-
nabrück, ein uneingeschränkter Bestätigungs-
vermerk erteilt worden. Die Wirtschaftsprüfer 
kommen hierin zu den folgenden Prüfungsur-
teilen (Ausschnitt aus dem Bestätigungsver-
merk):
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Zitat aus dem Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.18.
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Die Deutsche Stiftung Friedensforschung mit 
Sitz in Osnabrück ist unter der Stiftungsnummer 
16 (034) in das öffentliche Stiftungsverzeichnis 
des Amtes für regionale Landesentwicklung 
Weser-Ems als rechtsfähige Stiftung des bürger-
lichen Rechts eingetragen. 

Die DSF ist Mitglied im Bundesverband Deut-
scher Stiftungen. 

Die Ludwig Quidde-Stiftung 

Die Satzung ermöglicht 
der DSF, rechtlich selbst-
ständige und unselbst-
ständige Stiftungen in 
ihre Verwaltung zu über-
nehmen. Seit September 
2011 befindet sich die 
Ludwig Quidde-Stiftung 
in der Verwaltung der 
DSF. Das Stiftungsver-
mögen wird als Sonder-

vermögen geführt. Für die laufenden Geschäfte 
berief der Stiftungsrat einen eigenen Vorstand. 
Die Hauptaufgabe der Stiftung besteht in der 
Verleihung des mit 5.000 Euro dotierten Ludwig 
Quidde-Preises. Mit dem Wissenschaftspreis soll 
eine Persönlichkeit für herausragende For-
schungsleistungen im Sinne eines wissenschaft-
lichen Gesamtwerkes oder eines wegweisenden 
Forschungsansatzes im Feld der Friedens- und 
Konfliktforschung ausgezeichnet werden. In 
2018 wurden die eingegangenen Nominierun-
gen ausgewertet, die Entscheidung zur Preisträ-
ger*in mit der anschließenden Preisverleihung 
soll in 2019 getroffen werden.  

Mehr Informationen zur Ludwig Quidde-Stif-
tung finden sich in ihrem eigenen Jahresbericht 
2018.

Ludwig Quidde
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